
 

SCHLESWIG-HOLSTEINISCHER LANDTAG Drucksache 18/722  

18. Wahlperiode 13-04-19

Bericht und Beschlussempfehlung 
 
des Innen- und Rechtsausschuss 
 

a) Entwurf eines Gesetzes über den Vollzug der Sicherungsverwahrung und 
zur Änderung weiterer Gesetze  

Gesetzentwurf der Landesregierung  
Drucksache 18/448  

b) Entwurf eines Gesetzes über die Zustimmung zu dem Staatsvertrag zwi-
schen dem Land Schleswig-Holstein und der Freien und Hansestadt Ham-
burg über die Zusammenarbeit im Bereich der Sicherungsverwahrung und 
der Therapieunterbringung  

Gesetzentwurf der Landesregierung  
Drucksache 18/512  

 

 

Zu a): 

Der Innen- und Rechtsausschuss hat sich mit dem ihm durch Plenarbeschluss vom 
24. Januar 2013 überwiesenen Gesetzentwurf der Landesregierung über den Vollzug 
der Sicherungsverwahrung und zur Änderung weiterer Gesetze, Drucksache 18/448, 
in mehreren Sitzungen befasst und eine schriftliche und mündliche Anhörung dazu 
durchgeführt. Er schloss seine Beratungen in seiner Sitzung am 17. April 2013 ab.  

Der Ausschuss empfiehlt dem Landtag einstimmig die Annahme des Gesetzentwurfs 
der Landesregierung in der durch mehrere Änderungsanträge modifizierten Fassung 
der rechten Spalte der in diesem Dokument enthaltenen Gegenüberstellung. Ände-
rungen gegenüber dem Ursprungsgesetzentwurf der Landesregierung sind durch 
Fettdruck kenntlich gemacht. 

Zu b): 

Der Innen- und Rechtsausschuss hat sich mit dem ihm durch Plenarbeschluss vom 
20. Februar 2013 überwiesenen Gesetzentwurf der Landesregierung über die Zu-
stimmung zu dem Staatsvertrag zwischen dem Land Schleswig-Holstein und der 
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Freien und Hansestadt Hamburg über die Zusammenarbeit im Bereich der Siche-
rungsverwahrung und der Therapieunterbringung, Drucksache 18/512, in mehreren 
Sitzungen befasst und ihn in die mündliche Anhörung zum Vollzugsgesetz mit einbe-
zogen. Er schloss seine Beratungen dazu ebenfalls in seiner Sitzung am 17. April 
2013 ab.  

Einstimmig empfiehlt er dem Landtag die unveränderte Annahme des Gesetzent-
wurfs der Landesregierung über die Zustimmung zu dem Staatsvertrag zwischen 
dem Land Schleswig-Holstein und der Freien und Hansestadt Hamburg über die Zu-
sammenarbeit im Bereich der Sicherungsverwahrung und der Therapieunterbrin-
gung. 

 

 

Barbara Ostmeier 
Vorsitzende 
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Gesetz 
über den Vollzug der Sicherungsverwahrung und 

weiterer Gesetze 
 
 
 
 
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung:  Ausschussvorschlag: 

Artikel 1 
Gesetz über den Vollzug der 

Sicherungsverwahrung in 
Schleswig-Holstein (SVVollzG 

SH) 

Artikel 1 
Gesetz über den Vollzug der 

Sicherungsverwahrung in 
Schleswig-Holstein (SVVollzG 

SH) 

Inhaltsübersicht Inhaltsübersicht 

Abschnitt I 
Allgemeine Bestimmungen 

unverändert 

§ 1 Anwendungsbereich   

§ 2 Ziel und Aufgabe des Vollzugs   

§ 3 Grundsätze der Vollzugsgestaltung   

§ 4 Einbeziehung Dritter   

§ 5 Stellung der Untergebrachten, Mitwir-
kung 

  

§ 6 Soziale Hilfe   

Abschnitt II 
Aufnahme, Diagnose, Voll-

zugs- und Eingliederungspla-
nung 

 

§ 7 Aufnahmeverfahren   

§ 8 Diagnoseverfahren   

§ 9 Vollzugs- und Eingliederungsplanung   

§ 10 Inhalt des Vollzugs- und Eingliede-
rungsplans 

  

Abschnitt III 
Unterbringung, Verlegung 

 

§ 11 Trennungsgrundsätze   
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§ 12 Unterbringung und Bewegungsfreiheit   

§ 13 Wohngruppenvollzug   

§ 14 Geschlossener und offener Vollzug   

§ 15 Verlegung und Überstellung   

Abschnitt IV 
Therapeutische Ausgestaltung 

und Maßnahmen 

 

§ 16 Therapeutische Ausgestaltung   

§ 17 Motivierungsmaßnahmen   

§ 18 Sozialtherapeutische Maßnahmen   

§ 19 Psychotherapeutische Maßnahmen   

§ 20 Psychiatrische Maßnahmen   

Abschnitt V 
Arbeit und Beschäftigung 

 

§ 21 Arbeit, Beschäftigung   

§ 22 Arbeitstherapeutische Maßnahmen   

§ 23 Arbeitstraining   

§ 24 Schulische und berufliche Qualifizie-
rungsmaßnahmen 

  

§ 25 Selbstbeschäftigung, Freies Beschäf-
tigungsverhältnis 

  

§ 26 Freistellung von der Arbeit   

Abschnitt VI 
Besuche, Telefongespräche, 
Schriftwechsel, andere For-
men der Telekommunikation 

und Pakete 

 

§ 27 Grundsatz   

§ 28 Besuch   

§ 29 Untersagung der Besuche   

§ 30 Durchführung der Besuche   

§ 31 Überwachung der Gespräche   

§ 32 Telefongespräche   

§ 33 Schriftwechsel   

§ 34 Untersagung des Schriftwechsels   
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§ 35 Sichtkontrolle, Weiterleitung und Auf-
bewahrung von Schreiben 

  

§ 36 Überwachung des Schriftwechsels   

§ 37 Anhalten von Schreiben   

§ 38 Andere Formen der Telekommunika-
tion 

  

§ 39 Pakete   

Abschnitt VII 
Vollzugsöffnende Maßnahmen 
und sonstige Aufenthalte au-

ßerhalb der Einrichtung 

 

§ 40 Vollzugsöffnende Maßnahmen   

§ 41 Lockerungen zur Erreichung des Voll-
zugsziels 

  

§ 42 Lockerungen aus sonstigen Gründen   

§ 43 Weisungen für Lockerungen   

§ 44 Ausführungen zur Erreichung des 
Vollzugsziels 

  

§ 45 Ausführungen aus sonstigen Gründen   

§ 46 Außenbeschäftigung   

§ 47 Vorführung, Ausantwortung   

Abschnitt VIII 
Vorbereitung der Eingliede-

rung, Entlassung und nachge-
hende Betreuung 

 

§ 48 Vorbereitung der Eingliederung   

§ 49 Entlassung   

§ 50 Nachgehende Betreuung   

§ 51 Verbleib oder Aufnahme auf freiwilli-
ger Grundlage 

  

Abschnitt IX 
Grundversorgung und Freizeit 

 

§ 52 Einbringen von Gegenständen   

§ 53 Gewahrsam an Gegenständen   

§ 54 Ausstattung des Zimmers, Besitz an 
religiösen Schriften und Gegenstän-
den 
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§ 55 Aufbewahrung und Vernichtung von 
Gegenständen 

  

§ 56 Zeitungen und Zeitschriften   

§ 57 Rundfunk, Informations- und Unter-
haltungselektronik 

  

§ 58 Kleidung   

§ 59 Verpflegung und Einkauf   

§ 60 Freizeit   

Abschnitt X 
Vergütung, Gelder der Unter-

gebrachten und Kosten 

 

§ 61 Arbeitsentgelt   

§ 62 Ausbildungsbeihilfe   

§ 63 Anerkennung von Behandlung, Ent-
geltfortzahlung 

  

§ 64 Eigengeld   

§ 65 Taschengeld   

§ 66 Konten, Bargeld   

§ 67 Hausgeld   

§ 68 Zweckgebundene Einzahlungen   

§ 69 Überbrückungsgeld   

§ 70 Kosten   

Abschnitt XI 
Gesundheitsfürsorge 

 

§ 71 Art und Umfang der medizinischen 
Leistungen, Kostenbeteiligung 

  

§ 72 Durchführung der medizinischen Leis-
tungen, Forderungsübergang 

  

§ 73 Ärztliche Behandlung zur sozialen 
Eingliederung 

  

§ 74 Gesundheitsschutz und Hygiene   

§ 75 Krankenbehandlung während Locke-
rungen 

  

§ 76 Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet 
der Gesundheitsfürsorge 

  

§ 77 Benachrichtigungspflicht   
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Abschnitt XII 
Religionsausübung 

 

§ 78 Seelsorge   

§ 79 Religiöse Veranstaltungen   

§ 80 Weltanschauungsgemeinschaften   

Abschnitt XIII 
Sicherheit und Ordnung 

 

§ 81 Grundsatz   

§ 82 Allgemeine Verhaltenspflichten   

§ 83 Absuchung, Durchsuchung   

§ 84 Sichere Unterbringung   

§ 85 Maßnahmen zur Feststellung von 
Suchtmittelgebrauch 

  

§ 86 Festnahmerecht   

§ 87 Besondere Sicherungsmaßnahmen   

§ 88 Anordnung besonderer Sicherungs-
maßnahmen, Verfahren 

  

§ 89 Ärztliche Überwachung   

Abschnitt XIV 
Unmittelbarer Zwang 

 

§ 90 Begriffsbestimmungen   

§ 91 Allgemeine Voraussetzungen   

§ 92 Grundsatz der Verhältnismäßigkeit   

§ 93 Androhung   

§ 94 Schusswaffengebrauch   

Abschnitt XV Disziplinarmaß-
nahmen 

 

§ 95 Konfliktgespräch   

§ 96 Disziplinarmaßnahmen   

§ 97 Vollzug der Disziplinarmaßnahmen, 
Aussetzung zur Bewährung 

  

§ 98 Disziplinarbefugnis   

§ 99 Verfahren   
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Abschnitt XVI 
Aufhebung von Maßnahmen, 

Beschwerde 

 

§ 100 Aufhebung von Maßnahmen   

§ 101 Beschwerderecht   

Abschnitt XVII 
Kriminologische Forschung 

 

§ 102 Evaluation, kriminologische For-
schung 

  

Abschnitt XVIII 
Aufbau und Organisation der 

Einrichtung 

 

§ 103 Einrichtung   

§ 104 Festsetzung der Belegungsfähigkeit   

§ 105 Leitung der Einrichtung   

§ 106 Bedienstete   

§ 107 Seelsorger   

§ 108 Medizinische Versorgung   

§ 109 Interessenvertretung der Unterge-
brachten 

  

§ 110 Hausordnung   

Abschnitt XIX 
Aufsicht, Beirat 

 

§ 111 Aufsichtsbehörde   

§ 112 Vollstreckungsplan, Vollzugsgemein-
schaften 

  

§ 113 Beirat   

Abschnitt XX 
Datenschutz 

 

§ 114 Erhebung personenbezogener Daten   

§ 115 Verarbeitung und Nutzung   

§ 116 Erkennungsdienstliche Maßnahmen, 
Lichtbildausweise 

  

§ 117 Videoüberwachung   

§ 118 Auslesen von Datenspeichern   
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§ 119 Zentrale Datei, Einrichtung automati-
sierter Übermittlungs- und Abrufver-
fahren 

  

§ 120 Zweckbindung   

§ 121 Schutz besonderer Daten   

§ 122 Schutz der Daten in Akten und Datei-
en 

  

§ 123 Berichtigung, Löschung und Sperrung   

§ 124 Auskunft an die Betroffenen, Akten-
einsicht 

  

§ 125 Anwendung des Landesdatenschutz-
gesetzes 

  

Abschnitt XXI 
Schlussbestimmungen 

 

§ 126 Einschränkung von Grundrechten   

Abschnitt I 
Allgemeine Bestimmungen 

Abschnitt I 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 Anwendungsbereich unverändert 

Dieses Gesetz regelt den Vollzug der Unter-
bringung in der Sicherungsverwahrung (Voll-
zug). 

  

§ 2 
Ziel und Aufgabe des Vollzugs 

 

Der Vollzug dient dem Ziel, die Gefährlichkeit 
der Untergebrachten für die Allgemeinheit so 
zu mindern, dass die Vollstreckung der Maß-
regel möglichst bald zur Bewährung ausge-
setzt oder sie für erledigt erklärt werden 
kann. Die Untergebrachten sollen befähigt 
werden, künftig in sozialer Verantwortung ein 
Leben ohne Straftaten zu führen. Der Vollzug 
hat zugleich die Aufgabe, die Allgemeinheit 
vor weiteren erheblichen Straftaten zu schüt-
zen. 

  

§ 3 
Grundsätze der Vollzugsges-

taltung 

 

(1) Der Vollzug ist therapiegerichtet und frei-
heitsorientiert auszugestalten. Die Unterge-
brachten sind individuell und intensiv zu 
betreuen. Fähigkeiten, die sie für ein selbst-
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bestimmtes Leben in Freiheit und sozialer 
Verantwortung benötigen, sind zu erhalten 
und zu fördern. 

(2) Das Leben im Vollzug ist den allgemeinen 
Lebensverhältnissen soweit wie möglich an-
zugleichen. Selbst bei langer Dauer der Un-
terbringung muss den Untergebrachten ein 
Leben in Würde und weitgehender Selbstbe-
stimmung ermöglicht werden. 

  

(3) Schädlichen Folgen des Freiheitsentzugs 
ist entgegenzuwirken. 

  

(4) Der Bezug der Untergebrachten zum ge-
sellschaftlichen Leben ist zu wahren und zu 
fördern. Den Untergebrachten ist sobald wie 
möglich die Teilnahme am Leben in der Frei-
heit zu gewähren. 

  

(5) Die unterschiedlichen Bedürfnisse der 
Untergebrachten, insbesondere im Hinblick 
auf Alter, Geschlecht und Herkunft, werden 
bei der Vollzugsgestaltung im Allgemeinen 
und im Einzelfall berücksichtigt. 

  

§ 4 
Einbeziehung Dritter 

 

(1) Die Einrichtung arbeitet mit den Behörden 
und Stellen der Entlassenen- und Straffälli-
genhilfe, der Bewährungshilfe, den Auf-
sichtsstellen für die Führungsaufsicht, der 
Bundesagentur für Arbeit, den Trägern der 
Sozialversicherung und der Sozialhilfe, den 
Hilfeeinrichtungen anderer Behörden, den 
Verbänden der freien Wohlfahrtspflege sowie 
mit Vereinen und Personen, deren Einfluss 
die Eingliederung des Untergebrachten för-
dern kann, eng zusammen. 

  

(2) Die Unterstützung der Untergebrachten 
durch ehrenamtliche Helferinnen und Helfer 
ist zu fördern. 

  

§ 5 
Stellung der Untergebrachten, 

Mitwirkung 

 

(1) Die Untergebrachten sind so zu behan-
deln, dass der Anschein vermieden wird, sie 
würden zur Verbüßung einer Strafe fest-
gehalten. 

  

(2) Die Persönlichkeit der Untergebrachten 
ist zu achten. Ihre Selbstständigkeit im Voll-
zugsalltag ist soweit wie möglich zu erhalten 
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und zu fördern. 

(3) Die Untergebrachten werden an der Ges-
taltung des Vollzugsalltags beteiligt. Voll-
zugliche Maßnahmen sollen ihnen erläutert 
werden. 

  

(4) Zur Erreichung des Vollzugsziels bedarf 
es der Mitwirkung der Untergebrachten. Ihre 
Bereitschaft hierzu ist fortwährend zu wecken 
und zu fördern. 

  

(5) Die Untergebrachten unterliegen den in 
diesem Gesetz vorgesehenen Beschränkun-
gen ihrer Freiheit. Soweit das Gesetz eine 
besondere Regelung nicht enthält, dürfen 
ihnen nur Beschränkungen auferlegt werden, 
die zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder 
zur Abwendung einer schwerwiegenden Stö-
rung der Ordnung der Einrichtung unerläss-
lich sind. 

  

§ 6 
Soziale Hilfe 

 

Die Untergebrachten werden darin unter-
stützt, ihre persönlichen, wirtschaftlichen und 
sozialen Schwierigkeiten zu beheben. Sie 
sollen dazu angeregt und in die Lage versetzt 
werden, ihre Angelegenheiten selbst zu re-
geln. 

  

Abschnitt II 
Aufnahme, Diagnose, Voll-

zugs- und Eingliederungspla-
nung 

Abschnitt II 
Aufnahme, Diagnose, Voll-

zugs- und Eingliederungspla-
nung 

§ 7 
Aufnahmeverfahren 

unverändert 

(1) Mit den Untergebrachten wird unverzüg-
lich nach der Aufnahme ein Zugangsge-
spräch geführt, in dem ihre gegenwärtige 
Lebenssituation erörtert wird und sie über 
ihre Rechte und Pflichten sowie über die 
Ausgestaltung der Unterbringung informiert 
werden. Ihnen wird ein Exemplar der Haus-
ordnung ausgehändigt. Dieses Gesetz, die 
von ihm in Bezug genommenen Gesetze 
sowie die zu seiner Ausführung erlassenen 
Rechtsverordnungen und Verwaltungsvor-
schriften sind den Untergebrachten auf Ver-
langen zugänglich zu machen. 

  

(2) Während des Aufnahmeverfahrens dürfen 
andere Untergebrachte nicht zugegen sein. 
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§ 8 
Diagnoseverfahren 

 

(1) An das Aufnahmeverfahren schließt sich 
zur Vorbereitung der Vollzugs- und Eingliede-
rungsplanung das Diagnoseverfahren an. 

  

(2) Das Diagnoseverfahren muss wissen-
schaftlichen Erkenntnissen genügen und von 
Personen mit einschlägiger wissenschaftli-
cher Qualifikation im Bereich der Diagnostik 
durchgeführt werden. 

  

(3) Das Diagnoseverfahren erstreckt sich auf 
die Persönlichkeit, die sozialen Bezüge sowie 
alle sonstigen Gesichtspunkte, deren Kennt-
nis für eine Beurteilung der Gefährlichkeit der 
Untergebrachten, eine zielgerichtete und 
wirkungsorientierte Vollzugsgestaltung und 
die Eingliederung der Untergebrachten nach 
der Entlassung notwendig erscheint. Es baut 
auf die im Vollzug vorangegangener Frei-
heitsentziehungen gewonnenen Erkenntnisse 
auf. Die Einrichtung zieht hierzu geeignete 
Vollstreckungs- und Vollzugsunterlagen her-
an. 

  

(4) Im Diagnoseverfahren werden die im Ein-
zelfall die Gefährlichkeit begründenden Fak-
toren ermittelt. Gleichzeitig sollen die Fähig-
keiten der Untergebrachten ermittelt werden, 
deren Stärkung der Gefährlichkeit entgegen-
wirken kann. 

  

(5) Das Ergebnis des Diagnoseverfahrens 
wird mit den Untergebrachten erörtert. 

  

§ 9 
Vollzugs- und Eingliederungs-

planung 

 

(1) Auf der Grundlage des Ergebnisses des 
Diagnoseverfahrens wird ein Vollzugs- und 
Eingliederungsplan erstellt. Er zeigt den Un-
tergebrachten bereits zu Beginn der Unter-
bringung die zur Erreichung des Vollzugs-
ziels erforderlichen Maßnahmen auf. 
Daneben enthält er weitere Angebote und 
Empfehlungen zur sinnvollen Gestaltung des 
Lebens im Vollzug. Den Fähigkeiten, Fertig-
keiten und Neigungen der Untergebrachten 
ist Rechnung zu tragen. 

  

(2) Der Vollzugs- und Eingliederungsplan 
wird unverzüglich, regelmäßig innerhalb der 
ersten acht Wochen nach der Aufnahme, 
erstellt. 
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(3) Der Vollzugs- und Eingliederungsplan 
sowie die darin vorgesehenen Maßnahmen 
werden regelmäßig alle sechs Monate über-
prüft und fortgeschrieben. Die Entwicklung 
der Untergebrachten und die in der Zwi-
schenzeit gewonnenen Erkenntnisse sind zu 
berücksichtigen. Die durchgeführten Maß-
nahmen sind zu dokumentieren. 

  

(4) Die Vollzugs- und Eingliederungsplanung 
wird mit den Untergebrachten erörtert. Dabei 
werden deren Anregungen und Vorschläge 
einbezogen, soweit sie der Erreichung des 
Vollzugsziels dienen. 

  

(5) Zur Erstellung und Fortschreibung des 
Vollzugs- und Eingliederungsplans führt die 
Leiterin oder der Leiter der Einrichtung eine 
Konferenz mit den an der Vollzugsgestaltung 
maßgeblich Beteiligten durch. Die im Vollzug 
einer vorangegangenen Freiheitsentziehung 
an der Vollzugsgestaltung maßgeblich Betei-
ligten können an der Konferenz beteiligt wer-
den. Standen die Untergebrachten vor ihrer 
Unterbringung unter Bewährung oder Füh-
rungsaufsicht, können auch die für sie bis-
lang zuständigen Bewährungshelferinnen 
und Bewährungshelfer an der Konferenz 
beteiligt werden. Darüber hinaus können 
auch die Untergebrachten an der Konferenz 
beteiligt werden. In der Regel wird ihnen der 
Vollzugs- und Eingliederungsplan in der Kon-
ferenz eröffnet und erläutert. 

  

(6) An der Eingliederung mitwirkende Perso-
nen außerhalb des Vollzugs sind nach Mög-
lichkeit in die Planung einzubeziehen. Sie 
können mit Zustimmung der Untergebrachten 
auch an der Konferenz beteiligt werden. 

  

(7) Rechtzeitig vor einer voraussichtlichen 
Entlassung soll die künftig zuständige Be-
währungshelferin oder der zukünftig zustän-
dige Bewährungshelfer an der Konferenz 
teilnehmen. Ihr oder ihm ist der Vollzugs- und 
Eingliederungsplan und seine Fortschreibun-
gen zu übersenden. 

  

(8) Der Vollzugs- und Eingliederungsplan und 
seine Fortschreibungen werden den Unter-
gebrachten ausgehändigt. 

  

§ 10 
Inhalt des Vollzugs- und Ein-

gliederungsplans 

 

(1) Der Vollzugs- und Eingliederungsplan 
sowie seine Fortschreibungen enthalten un-
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ter Berücksichtigung von § 16 Abs. 2 Satz 2 
insbesondere folgende Angaben: 

1. Zusammenfassung der für die Vollzugs- 
und Eingliederungsplanung maßgebli-
chen Ergebnisse des Diagnoseverfah-
rens, 

  

2. Maßnahmen zur Förderung der Mitwir-
kungsbereitschaft, 

  

3. Teilnahme an psychiatrischen, psycho-
therapeutischen oder sozialtherapeuti-
schen Maßnahmen, 

  

4. Teilnahme an anderen einzel- oder grup-
pentherapeutischen Maßnahmen, 

  

5. Unterbringung in einer Wohngruppe und 
Teilnahme am Wohngruppenvollzug, 

  

6. Teilnahme an Maßnahmen zur Behand-
lung von Suchtmittelabhängigkeit und 
-missbrauch, 

  

7. Teilnahme an Trainingsmaßnahmen zur 
Verbesserung der sozialen Kompetenz, 

  

8. Teilnahme an schulischen und berufli-
chen Qualifizierungsmaßnahmen ein-
schließlich Alphabetisierungs- und 
Deutschkursen, 

  

9. Teilnahme an arbeitstherapeutischen 
Maßnahmen oder am Arbeitstraining, 

  

10. Arbeit,   

11. freies Beschäftigungsverhältnis, Selbst-
beschäftigung, 

  

12. Teilnahme an Sportangeboten und Maß-
nahmen zur strukturierten Gestaltung der 
Freizeit, 

  

13. Ausführungen zur Erreichung des Voll-
zugsziels, Außenbeschäftigung, 

  

14. Lockerungen zur Erreichung des Voll-
zugsziels, 

  

15. Unterbringung im offenen Vollzug,   

16. Aufrechterhaltung, Förderung und Gestal-
tung von Außenkontakten, 

  

17. Schuldnerberatung, Schuldenregulierung 
und Erfüllung von Unterhaltspflichten, 

  

18. Maßnahmen zur Vorbereitung von Ent-
lassung, Eingliederung und Nachsorge 
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und 

19. Frist zur Fortschreibung des Vollzugs- 
und Eingliederungsplans. 

  

(2) Maßnahmen nach Absatz 1 Nr. 3, 4, 6 bis 
9, die nach dem Ergebnis des Diagnosever-
fahrens als zur Erreichung des Vollzugsziels 
zwingend erforderlich erachtet werden, sind 
als solche zu kennzeichnen und gehen allen 
anderen Maßnahmen vor. Andere Maßnah-
men können versagt werden, soweit sie die 
Teilnahme an Maßnahmen nach Satz 1 be-
einträchtigen würden. Dies gilt nicht für Maß-
nahmen nach Nummer 10 und 11. 

  

(3) Rechtzeitig vor dem voraussichtlichen 
Entlassungszeitpunkt hat die Planung zur 
Vorbereitung der Eingliederung zu beginnen. 
Anknüpfend an die bisherige Vollzugspla-
nung werden ab diesem Zeitpunkt die Maß-
nahmen nach Absatz 1 Nr. 18 konkretisiert 
oder ergänzt. Insbesondere ist Stellung zu 
nehmen zu: 

  

1. Unterbringung im offenen Vollzug, Auf-
enthalt in einer Übergangseinrichtung, 

  

2. Unterkunft sowie Arbeit oder Ausbildung 
nach der Entlassung, 

  

3. Unterstützung bei notwendigen Behör-
dengängen und der Beschaffung der 
notwendigen persönlichen Dokumente, 

  

4. Beteiligung der Bewährungshilfe und der 
Forensischen Ambulanzen, 

  

5. Kontaktaufnahme zu Einrichtungen der 
Entlassenenhilfe, 

  

6. Fortsetzung von im Vollzug noch nicht 
abgeschlossenen Maßnahmen, 

  

7. Anregung von Auflagen und Weisungen 
für die Bewährungs- oder Führungsauf-
sicht, 

  

8. Vermittlung in nachsorgende Maßnah-
men, 

  

9. nachgehende Betreuung durch Vollzugs-
bedienstete. 
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Abschnitt III 
Unterbringung, Verlegung 

Abschnitt III 
Unterbringung, Verlegung 

§ 11 
Trennungsgrundsätze 

unverändert 

(1) Untergebrachte sind von Gefangenen zu 
trennen. 

  

(2) Männliche und weibliche Untergebrachte 
sind zu trennen. 

  

(3) Abweichend von Absatz 1 sind gemein-
same Maßnahmen im Bereich der Arbeitsthe-
rapie, des Arbeitstrainings, der schulischen 
und beruflichen Qualifizierung, der Arbeit, der 
Freizeit und der Religionsausübung zulässig, 
um ein differenziertes Angebot zu gewähr-
leisten. Für andere Maßnahmen gilt dies 
ausnahmsweise dann, wenn es die Behand-
lung nach § 66 c Abs. 1 Nr. 1 StGB erfordert. 

  

(4) Von einer getrennten Unterbringung nach 
Absatz 1 darf ausnahmsweise abgewichen 
werden, wenn es die Behandlung nach § 
66 c Abs. 1 Nr. 1 StGB erfordert. Dies erfasst 
auch die Unterbringung in der sozialthera-
peutischen Abteilung oder im offenen Vollzug 
zur Entlassungsvorbereitung. Eine Abwei-
chung ist auch bei einer Überstellung nach 
§ 15 Abs. 3 und 4 zulässig. Die Unterbrin-
gungsbedingungen müssen sich außer in 
den Fällen des § 15 Abs. 4 im Rahmen der 
vorhandenen Gegebenheiten von denen der 
Gefangenen unterscheiden. 

  

(5) Abweichend von Absatz 2 sind gemein-
same Maßnahmen, insbesondere zur schuli-
schen und beruflichen Qualifizierung, zuläs-
sig. 

  

(6) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für eine 
Unterbringung zum Zweck der medizinischen 
Behandlung. 

  

§ 12 
Unterbringung und Bewe-

gungsfreiheit 

 

(1) Die Untergebrachten erhalten Zimmer zur 
alleinigen Nutzung. Die Zimmer sind so zu 
gestalten, dass den Untergebrachten ausrei-
chender Raum zum Wohnen und Schlafen 
zur Verfügung steht. Ein baulich abgetrennter 
Sanitärbereich ist vorzusehen. Die Zimmer 
befinden sich regelmäßig im Bereich einer 
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Wohngruppe. 

(2) Sofern für Untergebrachte eine Gefahr für 
Leben oder Gesundheit besteht, können sie 
vorübergehend mit anderen gemeinsam un-
tergebracht werden, wenn diese zustimmen 
und das Vollzugsziel nicht gefährdet wird. 

  

(3) Die Untergebrachten dürfen sich in den 
für sie vorgesehenen Bereichen der Einrich-
tung einschließlich des Außenbereichs frei 
bewegen. Während der Nachtruhe können 
die Untergebrachten in ihren Zimmern einge-
schlossen werden. Weitere Einschränkungen 
sind zulässig, wenn es die Sicherheit oder 
schwerwiegende Gründe der Ordnung der 
Einrichtung erfordern oder ein schädlicher 
Einfluss auf andere Untergebrachte zu be-
fürchten ist. § 74 Abs. 2 bleibt unberührt. 

  

§ 13 
Wohngruppenvollzug 

 

(1) Der Vollzug wird regelmäßig als Wohn-
gruppenvollzug ausgestaltet. 

  

(2) Der Wohngruppenvollzug dient der Ein-
übung sozialverträglichen Zusammenlebens, 
insbesondere von Toleranz sowie der Über-
nahme von Verantwortung für sich und ande-
re. 

  

(3) Eine Wohngruppe wird in einem baulich 
abgegrenzten Bereich eingerichtet, zu dem 
neben den Zimmern weitere Räume und Ein-
richtungen zur gemeinsamen Nutzung gehö-
ren. Sie soll von fest zugeordneten Bediens-
teten betreut werden. 

  

§ 14 
Geschlossener und offener 

Vollzug 

 

(1) Die Unterbringung erfolgt im geschlosse-
nen Vollzug. 

  

(2) Die Untergebrachten sollen mit ihrer Zu-
stimmung insbesondere zur Entlassungsvor-
bereitung im offenen Vollzug untergebracht 
werden, wenn sie dessen besonderen Anfor-
derungen genügen, namentlich nicht zu be-
fürchten ist, dass sie sich dem Vollzug ent-
ziehen oder die Möglichkeiten des offenen 
Vollzugs zu erheblichen Straftaten missbrau-
chen werden, und behandlerische Gründe 
nicht dagegen sprechen. Einrichtungen des 
offenen Vollzugs sehen verminderte Vorkeh-
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rungen gegen Entweichungen vor. 

(3) Genügen die Untergebrachten den be-
sonderen Anforderungen der Unterbringung 
im offenen Vollzug nicht mehr oder wenn 
behandlerische Gründe dies erforderlich ma-
chen, werden sie im geschlossenen Vollzug 
untergebracht. 

  

§ 15 
Verlegung und Überstellung 

 

(1) Die Untergebrachten können abweichend 
vom Vollstreckungsplan in eine andere Ein-
richtung verlegt werden, wenn die Erreichung 
des Vollzugsziels hierdurch gefördert wird 
oder zwingende Gründe der Vollzugsorgani-
sation oder andere wichtige Gründe dies 
erfordern. Sie dürfen aus wichtigem Grund in 
eine andere Einrichtung überstellt werden. 

  

(2) Die Untergebrachten können mit ihrer 
Zustimmung zur Entlassungsvorbereitung in 
eine Einrichtung, unter den Voraussetzungen 
des § 14 Abs. 2 in den offenen Vollzug oder 
unter den Voraussetzungen des § 48 Abs. 3 
in eine Übergangseinrichtung eines anderen 
Landes verlegt werden. 

  

(3) Die Verlegungen nach Absatz 1 und 2 
bedürfen der Zustimmung der obersten Voll-
zugsbehörden der beteiligten Länder. 

  

(4) Die Untergebrachten dürfen ausnahms-
weise in eine Justizvollzugsanstalt verlegt 
oder überstellt werden, wenn ihre Behand-
lung nach § 66 c Abs. 1 Nr. 1 StGB es erfor-
dert. 

  

(5) Untergebrachte können in eine Justizvoll-
zugsanstalt überstellt werden, wenn dies zur 
Wahrnehmung eines Gerichtstermins oder 
aus einem vergleichbaren Grund zwingend 
erforderlich ist. 

  

(6) Auf ihren Antrag können Untergebrachte 
aus wichtigem Grund in eine Justizvollzugs-
anstalt überstellt werden, wenn dies die Be-
handlung nicht beeinträchtigt und sie sich mit 
den dortigen Bedingungen einverstanden 
erklären. 
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Abschnitt IV 
Therapeutische Ausgestaltung 

und Maßnahmen 

Abschnitt IV 
Therapeutische Ausgestaltung 

und Maßnahmen 

§ 16 
Therapeutische Ausgestaltung 

§ 16 
Therapeutische Ausgestaltung 

(1) Der Vollzug ist auf der Grundlage des 
Lebens in einer Gemeinschaft therapeutisch 
auszugestalten. Er bedient sich sozial- und 
psychotherapeutischer, psychiatrischer, sozi-
alpädagogischer und arbeitstherapeutischer 
Methoden, die wissenschaftlichen Erkennt-
nissen entsprechen. 

 (1) unverändert 

(2) Den Untergebrachten sind die zur Errei-
chung des Vollzugsziels im Einzelfall erfor-
derlichen therapeutischen Maßnahmen an-
zubieten. Soweit standardisierte Therapieme-
thoden nicht ausreichen oder keinen Erfolg 
versprechen, sind individuell zugeschnittene 
Behandlungsangebote zu unterbreiten. 

 (2) unverändert 

(3) Bei der therapeutischen Ausgestaltung 
des Vollzugs wirken Bedienstete verschiede-
ner Fachrichtungen in enger Abstimmung 
zusammen. Soweit es erforderlich ist, sind 
externe Fachkräfte einzubeziehen. 

 (3) unverändert 

  (4) Bei der therapeutischen Ausgestaltung 
kommt der Aufarbeitung der Tat, dem Er-
leben der Tat durch die Betroffenen und 
den Folgen der Tat für das Leben der Be-
troffenen eine besondere Bedeutung zu. 

§ 17 
Motivierungsmaßnahmen 

§ 17 
Motivierungsmaßnahmen 

(1) Motivierungsmaßnahmen fördern die Be-
reitschaft der Untergebrachten, an der Errei-
chung des Vollzugsziels mitzuwirken. Hierzu 
gehören insbesondere wiederkehrende Ge-
sprächsangebote, die Beziehungsfähigkeit 
fördernde Maßnahmen und die Vermittlung 
des therapeutischen Konzepts. 

  unverändert 

(2) Zur Motivierung können auch Vergünsti-
gungen gewährt oder bereits gewährte Ver-
günstigungen wieder entzogen werden. Die 
Ansprüche der Untergebrachten nach diesem 
Gesetz bleiben unberührt. 
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§ 18 
Sozialtherapeutische Maß-

nahmen 

§ 18 
Sozialtherapeutische Maß-

nahmen 

Sozialtherapeutische Maßnahmen bedienen 
sich auf der Grundlage einer therapeutischen 
Gemeinschaft psychotherapeutischer, sozial-
pädagogischer und arbeitstherapeutischer 
Methoden, die in umfassenden Behand-
lungsprogrammen verbunden werden. Per-
sonen aus dem Lebensumfeld der Unterge-
brachten außerhalb des Vollzugs werden in 
die Behandlung einbezogen. 

  unverändert 

§ 19 
Psychotherapeutische Maß-

nahmen 

§ 19 
Psychotherapeutische Maß-

nahmen 

Psychotherapeutische Maßnahmen im Voll-
zug dienen insbesondere der Behandlung 
psychischer Störungen des Verhaltens und 
Erlebens, die in einem Zusammenhang mit 
der Gefährlichkeit stehen. Sie werden durch 
systematische Anwendung wissenschaftlich 
fundierter psychologischer Methoden der 
Gesprächsführung mit einer oder mehreren 
Personen durchgeführt. 

  unverändert 

§ 20 
Psychiatrische Maßnahmen 

§ 20 
Psychiatrische Maßnahmen 

Psychiatrische Maßnahmen im Vollzug die-
nen der Behandlung psychiatrischer Krank-
heiten, die in einem Zusammenhang mit der 
Gefährlichkeit stehen. Sie erfolgen auf der 
Grundlage ärztlicher Standards und Behand-
lungsleitlinien sowie standardisierter testpsy-
chologischer Untersuchungen und berück-
sichtigen alle Lebensbereiche der Unterge-
brachten. In geeigneten Fällen erfolgt eine 
medikamentöse Unterstützung der therapeu-
tischen Behandlung. 

  unverändert 

Abschnitt V 
Arbeit und Beschäftigung 

Abschnitt V 
Arbeit und Beschäftigung 

§ 21 
Arbeit, Beschäftigung 

§ 21 
Arbeit, Beschäftigung 

(1) Die Untergebrachten sind nicht zur Arbeit 
verpflichtet. 

  unverändert 

(2) Den Untergebrachten sollen Arbeit, Ar-
beitstraining, arbeitstherapeutische Maß-
nahmen sowie schulische und berufliche 
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Bildung (Beschäftigung) angeboten werden, 
die ihre Fähigkeiten, Fertigkeiten und Nei-
gungen berücksichtigen. 

(3) Beschäftigung soll insbesondere dazu 
dienen, die Fähigkeiten und Fertigkeiten für 
eine regelmäßige Erwerbstätigkeit zur Siche-
rung des Lebensunterhalts nach der Entlas-
sung und eine geordnete Tagesstruktur zu 
vermitteln, zu fördern und zu erhalten. 

  

§ 22 
Arbeitstherapeutische Maß-

nahmen 

§ 22 
Arbeitstherapeutische Maß-

nahmen 

Arbeitstherapeutische Maßnahmen dienen 
dazu, dass die Untergebrachten Eigenschaf-
ten wie Selbstvertrauen, Durchhaltevermö-
gen und Konzentrationsfähigkeit einüben, um 
sie stufenweise an die Grundanforderungen 
des Arbeitslebens heranzuführen. 

  unverändert 

§ 23 
Arbeitstraining 

§ 23 
Arbeitstraining 

Arbeitstraining dient dazu, Untergebrachten, 
die nicht in der Lage sind, einer regelmäßi-
gen und erwerbsorientierten Beschäftigung 
nachzugehen, Fähigkeiten und Fertigkeiten 
zu vermitteln, die eine Eingliederung in das 
leistungsorientierte Arbeitsleben fördern. Die 
dafür vorzuhaltenden Maßnahmen sind da-
nach auszurichten, dass sie den Unterge-
brachten für den Arbeitsmarkt relevante Qua-
lifikationen vermitteln. 

  unverändert 

§ 24 
Schulische und berufliche 

Qualifizierungsmaßnahmen 

§ 24 
Schulische und berufliche 

Qualifizierungsmaßnahmen 

(1) Schulische und berufliche Aus- und Wei-
terbildung und vorberufliche Qualifizierung im 
Vollzug (schulische und berufliche Qualifizie-
rungsmaßnahmen) haben das Ziel, den Un-
tergebrachten Fähigkeiten zur Eingliederung 
und zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit 
nach der Entlassung zu vermitteln sowie vor-
handene Fähigkeiten zu verbessern oder zu 
erhalten. Sie werden in der Regel als Voll-
zeitmaßnahme durchgeführt. Bei der Festle-
gung von Inhalten, Methoden und Organisa-
tionsformen der Bildungsangebote werden 
die Besonderheiten der jeweiligen Zielgruppe 
berücksichtigt. 

  unverändert 

(2) Berufliche Qualifizierungsmaßnahmen 
sind darauf auszurichten, den Untergebrach-
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ten für den Arbeitsmarkt relevante Qualifika-
tionen zu vermitteln. 

(3) Geeigneten Untergebrachten soll die 
Teilnahme an einer schulischen oder berufli-
chen Ausbildung ermöglicht werden, die zu 
einem anerkannten Abschluss führt. 

  

(4) Können Maßnahmen während des Voll-
zugs nicht abgeschlossen werden, trägt die 
Einrichtung in Zusammenarbeit mit außer-
vollzuglichen Einrichtungen dafür Sorge, 
dass die begonnene Qualifizierungsmaß-
nahme nach der Entlassung fortgesetzt wer-
den kann. 

  

(5) Nachweise über schulische und berufliche 
Qualifizierungsmaßnahmen dürfen keinen 
Hinweis auf die Unterbringung in der Siche-
rungsverwahrung enthalten. 

  

§ 25 
Selbstbeschäftigung, Freies 
Beschäftigungsverhältnis 

§ 25 
Selbstbeschäftigung, Freies 
Beschäftigungsverhältnis 

(1) Den Untergebrachten ist zu gestatten, 
sich selbst zu beschäftigen, soweit nicht die 
Sicherheit oder Ordnung der Einrichtung oder 
die Erreichung der Vollzugsziele gefährdet 
wird. 

 (1) Den Untergebrachten ist zu gestatten, 
sich selbst zu beschäftigen, soweit nicht die 
Sicherheit oder in schwerwiegender Weise 
die Ordnung der Einrichtung oder die Errei-
chung der Vollzugsziele gefährdet wird. 

 

(2) Untergebrachte, die zum Freigang (§ 41 
Abs. 1 Nr. 4) zugelassen sind, soll gestattet 
werden, einer Arbeit, Berufsausbildung oder 
beruflichen Weiterbildung auf der Grundlage 
eines freien Beschäftigungsverhältnisses 
oder der Selbstbeschäftigung außerhalb der 
Einrichtung nachzugehen, wenn die Beschäf-
tigungsstelle geeignet ist und nicht überwie-
gende Gründe des Vollzugs entgegenstehen. 
§ 43 gilt entsprechend. 

 (2) unverändert 

(3) Die Einrichtung kann verlangen, dass ihr 
das Entgelt zur Gutschrift für die Unterge-
brachten überwiesen wird. 

 (3) unverändert 

§ 26 
Freistellung von der Arbeit 

§ 26 
Freistellung von der Arbeit 

(1) Haben die Untergebrachten ein halbes 
Jahr lang gearbeitet, können sie beanspru-
chen, zehn Arbeitstage von der Arbeit freige-
stellt zu werden. Zeiten, in denen die Unter-
gebrachten infolge Krankheit an der Arbeits-
leistung gehindert waren, werden auf das 
Halbjahr mit bis zu 15 Arbeitstagen ange-

  unverändert 
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rechnet. Der Anspruch verfällt, wenn die Frei-
stellung nicht innerhalb eines Jahres nach 
seiner Entstehung erfolgt ist. 

(2) Auf die Zeit der Freistellung wird Lang-
zeitausgang (§ 41 Abs. 1 Nr. 3) angerechnet, 
soweit er in die Arbeitszeit fällt. Gleiches gilt 
für einen Langzeitausgang nach § 42 , soweit 
er nicht wegen des Todes oder einer lebens-
gefährlichen Erkrankung naher Angehöriger 
erteilt worden ist. 

  

(3) Die Untergebrachten erhalten für die Zeit 
der Freistellung ihr Arbeitsentgelt weiter. 

  

(4) Urlaubsregelungen freier Beschäftigungs-
verhältnisse bleiben unberührt. 

  

(5) Für Maßnahmen nach § 24 Abs. 1 gelten 
die Absätze 1 bis 4 entsprechend, sofern 
diese den Umfang der regelmäßigen wö-
chentlichen Arbeitszeit erreichen. 

  

Abschnitt VI 
Besuche, Telefongespräche, 
Schriftwechsel, andere For-
men der Telekommunikation 

und Pakete 

Abschnitt VI 
Besuche, Telefongespräche, 
Schriftwechsel, andere For-
men der Telekommunikation 

und Pakete 

§ 27 
Grundsatz 

§ 27 
Grundsatz 

Die Untergebrachten haben das Recht, mit 
Personen außerhalb der Einrichtung im 
Rahmen der Bestimmungen dieses Gesetzes 
zu verkehren. 

  unverändert 

§ 28 
Besuch 

§ 28 
Besuch 

(1) Die Untergebrachten dürfen regelmäßig 
Besuch empfangen. Die Gesamtdauer be-
trägt mindestens zehn Stunden im Monat. 

  unverändert 

(2) Besuche von Angehörigen im Sinne des § 
11 Abs. 1 Nr. 1 StGB werden besonders un-
terstützt. 

  

(3) Besuche sollen darüber hinaus zugelas-
sen werden, wenn sie die Eingliederung der 
Untergebrachten fördern oder persönlichen, 
rechtlichen oder geschäftlichen Angelegen-
heiten dienen. 

  

(4) Die Leiterin oder der Leiter der Einrich-
tung soll über Absatz 1 hinausgehend mehr-
stündige, unbeaufsichtigte Besuche (Lang-
zeitbesuche) zulassen, wenn dies zur Pflege 
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familiärer, partnerschaftlicher oder ihnen 
gleichzusetzender Kontakte der Unterge-
brachten geboten erscheint und die Unterge-
brachten hierfür geeignet sind. 

(5) Besuche von Verteidigern sowie von 
Rechtsanwälten und Notaren in einer die 
Untergebrachten betreffenden Rechtssache 
sind zu gestatten. 

  

§ 29 
Untersagung der Besuche 

§ 29 
Untersagung der Besuche 

(1) Die Leiterin oder der Leiter der Einrich-
tung kann Besuche untersagen, wenn 

 (1) Die Leiterin oder der Leiter der Einrich-
tung kann Besuche untersagen, wenn 

1. die Sicherheit oder Ordnung der Einrich-
tung gefährdet würde oder 

 1. die Sicherheit oder in schwerwiegender 
Weise die Ordnung der Einrichtung ge-
fährdet würde oder 

2. bei Personen, die nicht Angehörige der 
Untergebrachten im Sinne des § 11 Abs. 
1 Nr. 1 StGB sind, zu befürchten ist, dass 
sie die Erreichung des Vollzugsziels be-
hindern. 

 2.  unverändert 

(2) Bestehen gewichtige Anhaltspunkte dafür, 
dass durch Besuche bei dem Untergebrach-
ten das Wohl eines Kindes oder Jugendli-
chen gefährdet wird, insbesondere wenn das 
Kind oder der Jugendliche Geschädigte einer 
Straftat des Untergebrachten war, informiert 
die Leiterin oder der Leiter der Einrichtung 
das zuständige Jugendamt gemäß § 8a des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch und regt 
an, über das Familiengericht ein Kontaktver-
bot zu erwirken. Kann eine Entscheidung 
nicht rechtzeitig erlangt werden, kann die 
Leiterin oder der Leiter der Einrichtung vor-
läufig Besuche untersagen. 

 (2) unverändert 

§ 30 
Durchführung der Besuche 

§ 30 
Durchführung der Besuche 

(1) Aus Gründen der Sicherheit können Be-
suche davon abhängig gemacht werden, 
dass sich die Besucher mit technischen 
Hilfsmitteln absuchen oder durchsuchen las-
sen. Eine inhaltliche Überprüfung der von 
Verteidigern sowie von Rechtsanwälten und 
Notaren mitgeführten Schriftstücke und sons-
tigen Unterlagen ist nicht zulässig. § 36 Abs. 
2 bleibt unberührt. 

 (1) unverändert 

(2) Besuche können beaufsichtigt werden, 
wenn dies aus Gründen der Sicherheit oder 
Ordnung der Einrichtung erforderlich ist. Eine 
optische Überwachung kann mit technischen 

 (2) Besuche können beaufsichtigt werden, 
wenn dies aus Gründen der Sicherheit oder 
aus schwerwiegenden Gründen der Ord-
nung der Einrichtung erforderlich ist. Eine 
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Hilfsmitteln durchgeführt werden. Die betrof-
fenen Personen sind vorher darauf hinzuwei-
sen. Eine Aufzeichnung findet nicht statt. 

optische Überwachung kann mit technischen 
Hilfsmitteln durchgeführt werden. Die betrof-
fenen Personen sind vorher darauf hinzuwei-
sen. Eine Aufzeichnung findet nicht statt. 

(3) Besuche von Verteidigern sowie von 
Rechtsanwälten und Notaren werden nicht 
beaufsichtigt. 

 (3) unverändert 

(4) Besuche dürfen abgebrochen werden, 
wenn Besucher oder Untergebrachte gegen 
dieses Gesetz oder aufgrund dieses Geset-
zes getroffene Anordnungen trotz Abmah-
nung verstoßen. Die Abmahnung unterbleibt, 
wenn es unerlässlich ist, den Besuch sofort 
abzubrechen. 

 (4) unverändert 

(5) Gegenstände dürfen beim Besuch nur mit 
Erlaubnis übergeben werden. Dies gilt nicht 
für die bei dem Besuch der Verteidiger über-
gebenen Schriftstücke und sonstigen Unter-
lagen sowie für die bei dem Besuch von 
Rechtsanwälten oder Notaren zur Erledigung 
einer die Untergebrachten betreffenden 
Rechtssache übergebenen Schriftstücke und 
sonstigen Unterlagen. § 36 Abs. 2 Satz 2 
bleibt unberührt. 

 (5) unverändert 

(6) Die Leiterin oder der Leiter der Einrich-
tung kann im Einzelfall die Nutzung einer 
Trennvorrichtung anordnen, wenn dies zum 
Schutz von Personen oder zur Verhinderung 
einer Übergabe von Gegenständen erforder-
lich ist. 

 (6) unverändert 

§ 31 
Überwachung der Gespräche 

§ 31 
Überwachung der Gespräche 

(1) Gespräche dürfen nur überwacht werden, 
soweit es im Einzelfall wegen einer Gefähr-
dung der Erreichung des Vollzugsziels oder 
aus Gründen der Sicherheit erforderlich ist. 
Die Überwachung kann auch mit technischen 
Mitteln erfolgen. Eine Aufzeichnung findet 
nicht statt. Die betroffenen Personen sind 
vorher auf die Überwachung hinzuweisen. 
Die Anordnung der Überwachung trifft die 
Leiterin oder der Leiter der Einrichtung. 

  unverändert 

(2) Gespräche mit Verteidigern sowie von 
Rechtsanwälten und Notaren werden nicht 
überwacht. 

  

§ 32 
Telefongespräche 

§ 32 
Telefongespräche 

(1) Die Untergebrachten dürfen unter Vermitt-
lung der Einrichtung Telefongespräche füh-

  unverändert 



Drucksache 18/722 Schleswig-Holsteinischer Landtag - 18. Wahlperiode 

 

 - 26 - 

ren. Die Vorschriften über den Besuch gelten 
entsprechend. Eine beabsichtigte Überwa-
chung teilt die Einrichtung den Untergebrach-
ten rechtzeitig vor Beginn des Telefonge-
sprächs mit. Unmittelbar nach Herstellung 
der Verbindung sind die Gesprächspartner 
der Untergebrachten durch den Unterge-
brachten oder die Einrichtung über die Ge-
sprächsüberwachung zu informieren. 

(2) Die Kosten der Telefongespräche tragen 
die Untergebrachten. Sind sie dazu nicht in 
der Lage, kann die Einrichtung die Kosten in 
begründeten Fällen in angemessenem Um-
fang übernehmen. 

  

(3) Der Besitz und die Benutzung von Gerä-
ten zur funkbasierten Übertragung von Infor-
mationen sind auf dem Gelände der Einrich-
tung verboten, soweit diese nicht dienstlich 
zugelassen sind. Die Leiterin oder der Leiter 
der Einrichtung kann abweichende Regelun-
gen treffen. 

  

(4) Die Einrichtung darf technische Geräte 
betreiben, die 

  

1. das Auffinden von Geräten zur Funküber-
tragung ermöglichen, 

  

2. Geräte zur Funkübertragung zum Zwecke 
des Auffindens aktivieren können oder 

  

3. Frequenzen stören oder unterdrücken, 
die der Herstellung oder Aufrechterhal-
tung unerlaubter Funkverbindungen auf 
dem Gelände der Einrichtung dienen. Sie 
hat die von der Bundesnetzagentur ge-
mäß § 55 Abs. 1 Satz 5 des Telekommu-
nikationsgesetzes vom 22. Juni 2004 
(BGBl. I S. 1190), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 3. Mai 2012 
(BGBl. I S. 958), festgelegten Rahmen-
bedingungen zu beachten. Frequenznut-
zungen außerhalb des Geländes der Ein-
richtung dürfen nicht erheblich gestört 
werden. 

  

§ 33 
Schriftwechsel 

§ 33 
Schriftwechsel 

(1) Die Untergebrachten haben das Recht, 
Schreiben abzusenden und zu empfangen. 

  unverändert 

(2) Die Kosten des Schriftwechsels tragen 
die Untergebrachten. Sind sie dazu nicht in 
der Lage, kann die Einrichtung die Kosten in 
begründeten Fällen in angemessenem Um-
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fang übernehmen. 

§ 34 
Untersagung des Schriftwech-

sels 

§ 34 
Untersagung des Schriftwech-

sels 

(1) Die Leiterin oder der Leiter der Einrich-
tung kann den Schriftwechsel mit bestimmten 
Personen untersagen, wenn 

 (1) Die Leiterin oder der Leiter der Einrich-
tung kann den Schriftwechsel mit bestimmten 
Personen untersagen, wenn 

1. die Sicherheit oder Ordnung der Einrich-
tung gefährdet würde oder 

 1. die Sicherheit oder in schwerwiegender 
Weise die Ordnung der Einrichtung ge-
fährdet würde oder 

2. bei Personen, die nicht Angehörige der 
Untergebrachten im Sinne des § 11 
Abs. 1 Nr. 1 StGB sind, zu befürchten ist, 
dass der Schriftwechsel die Erreichung 
des Vollzugsziels behindert. 

 2. unverändert 

(2) § 29 Abs. 2 gilt entsprechend  (2) unverändert 

§ 35 
Sichtkontrolle, Weiterleitung 

und Aufbewahrung von 
Schreiben 

§ 35 
Sichtkontrolle, Weiterleitung 

und Aufbewahrung von 
Schreiben 

(1) Die Untergebrachten haben das Absen-
den und den Empfang von Schreiben durch 
die Einrichtung vermitteln zu lassen, soweit 
nichts anderes gestattet ist. Ein- und ausge-
hende Schreiben sind unverzüglich weiterzu-
leiten. 

  unverändert 

(2) Ein- und ausgehende Schreiben werden 
auf verbotene Gegenstände kontrolliert. 

  

(3) Die Untergebrachten haben eingehende 
Schreiben unverschlossen zu verwahren, 
sofern nichts anderes gestattet wird. Sie 
können sie verschlossen zu ihrer Habe ge-
ben. 

  

§ 36 
Überwachung des Schrift-

wechsels 

§ 36 
Überwachung des Schrift-

wechsels 

(1) Der Schriftwechsel darf nur überwacht 
werden, soweit es im Einzelfall wegen einer 
Gefährdung der Erreichung des Vollzugsziels 
oder aus Gründen der Sicherheit erforderlich 
ist. 

  unverändert 

(2) Der Schriftwechsel der Untergebrachten 
mit ihren Verteidigern sowie von Rechtsan-
wälten und Notaren wird nicht überwacht. 
Liegt dem Vollzug eine Straftat nach § 129a 
StGB, auch in Verbindung mit § 129b Abs. 1 
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StGB, zugrunde, gelten § 148 Abs. 2 und 
§ 148a der Strafprozessordnung (StPO) ent-
sprechend; dies gilt nicht, wenn die Unterge-
brachten sich im offenen Vollzug befinden 
oder wenn ihnen Lockerungen nach § 41 
gewährt worden sind und ein Grund, der die 
Leiterin oder den Leiter der Einrichtung zum 
Widerruf von Lockerungen ermächtigt, nicht 
vorliegt. 

(3) Nicht überwacht werden ferner Schreiben 
der Untergebrachten an Volksvertretungen 
des Bundes und der Länder sowie an deren 
Mitglieder, soweit die Schreiben an die An-
schriften dieser Volksvertretungen gerichtet 
sind und den Absender zutreffend angeben. 
Entsprechendes gilt für Schreiben an das 
Europäische Parlament und dessen Mitglie-
der, den Europäischen Gerichtshof für Men-
schenrechte, den Europäischen Ausschuss 
zur Verhütung von Folter und unmenschli-
cher oder erniedrigender Behandlung oder 
Strafe, den Ausschuss der Vereinten Natio-
nen gegen Folter, den zugehörigen Unter-
ausschuss zur Verhütung von Folter und die 
entsprechenden Nationalen Präventionsme-
chanismen, die konsularische Vertretung 
ihres Heimatlandes und weitere Einrichtun-
gen, mit denen der Schriftverkehr aufgrund 
völkerrechtlicher Verpflichtungen der Bun-
desrepublik Deutschland geschützt ist. Satz 1 
gilt auch für den Schriftverkehr mit den Bür-
gerbeauftragten und Justizvollzugsbeauftrag-
ten der Länder und den Datenschutzbeauf-
tragten und Datenschutzaufsichtsbehörden 
des Bundes und der Länder, mit Gerichten, 
Staatsanwaltschaften und der Aufsichtsbe-
hörde (§ 111 ) sowie mit den nicht in der Jus-
tizvollzugsanstalt tätigen Ärztinnen und Ärz-
ten, die mit der Untersuchung oder Behand-
lung der Untergebrachten befasst sind. 
Schreiben der in den Sätzen 1 bis 3 genann-
ten Stellen, die an die Untergebrachten ge-
richtet sind, werden nicht überwacht, sofern 
die Identität des Absenders zweifelsfrei fest-
steht. 

  

§ 37 
Anhalten von Schreiben 

§ 37 
Anhalten von Schreiben 

(1) Die Leiterin oder der Leiter der Einrich-
tung kann Schreiben anhalten, wenn 

 (1) Die Leiterin oder der Leiter der Einrich-
tung kann Schreiben anhalten, wenn 

1. die Erreichung des Vollzugsziels oder die 
Sicherheit oder Ordnung der Einrichtung 
gefährdet würde, 

 1. die Erreichung des Vollzugsziels oder die 
Sicherheit oder in schwerwiegender 
Weise die Ordnung der Einrichtung ge-
fährdet würde, 
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2. die Weitergabe in Kenntnis ihres Inhalts 
einen Straf- oder Bußgeldtatbestand ver-
wirklichen würde, 

 2.  unverändert 

3. sie grob unrichtige oder erheblich entstel-
lende Darstellungen von Verhältnissen 
der Einrichtung oder grobe Beleidigungen 
enthalten, 

 3.  unverändert 

4. sie die Eingliederung anderer Unterge-
brachter oder Gefangener gefährden 
können oder 

 4.  unverändert 

5. sie in Geheim- oder Kurzschrift, unlesbar, 
unverständlich oder ohne zwingenden 
Grund in einer fremden Sprache abge-
fasst sind. 

 5.  unverändert 

(2) Ausgehenden Schreiben, die unrichtige 
Darstellungen von Verhältnissen der Einrich-
tung enthalten, kann ein Begleitschreiben 
beigefügt werden, wenn die Untergebrachten 
auf dem Absenden bestehen. 

 (2) unverändert 

(3) Sind Schreiben angehalten worden, wird 
das den Untergebrachten mitgeteilt. Angehal-
tene Schreiben werden an die Absenderin 
oder den Absender zurückgegeben oder, 
sofern dies unmöglich oder aus besonderen 
Gründen nicht angezeigt ist, verwahrt. 

 (3) unverändert 

(4) Schreiben, deren Überwachung ausge-
schlossen ist, dürfen nicht angehalten wer-
den. 

 (4) unverändert 

§ 38 
Andere Formen der Telekom-

munikation 

§ 38 
Andere Formen der Telekom-

munikation 

Den Untergebrachten soll gestattet werden, 
andere Formen der Telekommunikation unter 
Vermittlung der Einrichtung zu nutzen, wenn 
hierdurch die Sicherheit und Ordnung der 
Einrichtung nicht gefährdet wird. Im Übrigen 
finden die Vorschriften über den Schriftwech-
sel, den Besuch und über Telefongespräche 
entsprechende Anwendung. 

 Den Untergebrachten soll gestattet werden, 
andere Formen der Telekommunikation unter 
Vermittlung der Einrichtung zu nutzen, wenn 
hierdurch die Sicherheit und in schwerwie-
gender Weise die Ordnung der Einrichtung 
nicht gefährdet wird. Im Übrigen finden die 
Vorschriften über den Schriftwechsel, den 
Besuch und über Telefongespräche entspre-
chende Anwendung. 

§ 39 
Pakete 

§ 39 
Pakete 

(1) Die Untergebrachten dürfen Pakete emp-
fangen. Die Einrichtung kann Gewicht und 
Größe von Sendungen festsetzen und ein-
zelne Gegenstände vom Paketempfang aus-
nehmen, wenn die Sicherheit oder Ordnung 
der Einrichtung oder die Erreichung des Voll-

 (1) Die Untergebrachten dürfen Pakete emp-
fangen. Die Einrichtung kann Gewicht und 
Größe von Sendungen festsetzen und ein-
zelne Gegenstände vom Paketempfang aus-
nehmen, wenn die Sicherheit oder in 
schwerwiegender Weise die Ordnung der 
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zugsziels gefährdet werden. Einrichtung oder die Erreichung des Voll-
zugsziels gefährdet werden. 

(2) Die Einrichtung kann die Annahme von 
Paketen, die die Voraussetzungen des Ab-
satz 1 nicht erfüllen, ablehnen oder solche 
Pakete an die Absenderin oder den Absen-
der zurücksenden. 

 (2) unverändert 

(3) Pakete sind in Gegenwart der Unterge-
brachten zu öffnen, an die sie adressiert sind. 
Mit nicht zugelassenen oder ausgeschlosse-
nen Gegenständen ist gemäß § 55 Abs. 3 zu 
verfahren. Sie können auch auf Kosten der 
Untergebrachten zurückgesandt werden. 

 (3) unverändert 

(4) Der Empfang von Paketen kann vorüber-
gehend versagt werden, wenn dies wegen 
der Gefährdung der Sicherheit oder Ordnung 
unerlässlich ist. 

 (4) Der Empfang von Paketen kann vorüber-
gehend versagt werden, wenn dies wegen 
der Gefährdung der Sicherheit oder einer 
schwerwiegenden Gefährdung der Ord-
nung unerlässlich ist. 

(5) Die Untergebrachten dürfen Pakete 
versenden. Der Inhalt kann aus Gründen der 
Sicherheit oder Ordnung überprüft werden. 

 (5) Die Untergebrachten dürfen Pakete 
versenden. Der Inhalt kann aus Gründen der 
Sicherheit oder aus schwerwiegenden 
Gründen der Ordnung überprüft werden. 

(6) Die Kosten des Paketversandes tragen 
die Untergebrachten. Sind sie dazu nicht in 
der Lage, kann die Einrichtung die Kosten in 
begründeten Fällen in angemessenem Um-
fang übernehmen. 

 (6) unverändert 

Abschnitt VII 
Vollzugsöffnende Maßnahmen 
und sonstige Aufenthalte au-

ßerhalb der Einrichtung 

Abschnitt VII 
Vollzugsöffnende Maßnahmen 
und sonstige Aufenthalte au-

ßerhalb der Einrichtung 

§ 40 
Vollzugsöffnende Maßnahmen 

unverändert 

Vollzugsöffnende Maßnahmen werden in 
Form von Lockerungen, Ausführungen und 
Außenbeschäftigung gewährt. 

  

§ 41 
Lockerungen zur Erreichung 

des Vollzugsziels 

 

(1) Aufenthalte außerhalb der Einrichtung 
ohne Aufsicht (Lockerungen) sind namentlich 

  

1. das Verlassen der Einrichtung für bis zu 
24 Stunden in Begleitung einer von der 
Einrichtung zugelassenen Person (Be-
gleitausgang), 
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2. das Verlassen der Einrichtung für bis zu 
24 Stunden ohne Begleitung (unbegleite-
ter Ausgang), 

  

3. das Verlassen der Einrichtung für mehr 
als einen Tag bis zu zwei Wochen (Lang-
zeitausgang) und 

  

4. die regelmäßige Beschäftigung außerhalb 
der Einrichtung (Freigang). 

  

(2) Die Lockerungen sind zu gewähren, wenn 
sie der Erreichung des Vollzugsziels dienen 
und nicht zwingende Gründe entgegenste-
hen, insbesondere keine konkreten Anhalts-
punkte die Gefahr begründen, dass die Un-
tergebrachten sich dem Vollzug entziehen 
oder die Lockerungen zu erheblichen Strafta-
ten missbrauchen werden. 

  

§ 42 
Lockerungen aus sonstigen 

Gründen 

 

Lockerungen sollen auch aus wichtigem An-
lass unter den Voraussetzungen des § 41 
Abs.2 gewährt werden. Wichtige Anlässe 
sind insbesondere die Teilnahme an gericht-
lichen Terminen, die medizinische Behand-
lung der Untergebrachten sowie der Tod oder 
eine lebensgefährliche Erkrankung naher 
Angehöriger im Sinne von § 11 Abs. 1 Nr. 1 
StGB. 

  

§ 43 
Weisungen für Lockerungen 

 

Für Lockerungen sind die nach den 
Umständen des Einzelfalles erforderli-
chen Weisungen zu erteilen. Bei der 
Ausgestaltung der Lockerungen ist 
nach Möglichkeit auch den Belangen 
des Opfers Rechnung zu tragen. 

  

§ 44 
Ausführungen zur Erreichung 

des Vollzugsziels 

 

(1) Das Verlassen der Einrichtung unter 
ständiger und unmittelbarer Aufsicht (Ausfüh-
rung) kann den Untergebrachten zur Errei-
chung des Vollzugsziels gestattet werden, 
wenn nicht konkrete Anhaltspunkte die Ge-
fahr begründen, dass die Untergebrachten 
sich trotz besonderer Sicherungsmaßnah-
men dem Vollzug entziehen oder die Ausfüh-
rungen zu erheblichen Straftaten missbrau-
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chen werden. 

(2) Unter den Voraussetzungen des Absatz 1 
sind jährlich mindestens vier Ausführungen 
durchzuführen. Lockerungen nach § 41 wer-
den hierauf angerechnet. Die Ausführungen 
dienen der Erhaltung der Lebenstüchtigkeit, 
der Förderung der Mitwirkung an der Be-
handlung oder der Vorbereitung von Locke-
rungen. Sie unterbleiben, wenn die zur Si-
cherung erforderlichen Maßnahmen den 
Zweck der Ausführungen gefährden. 

  

§ 45 
Ausführungen aus sonstigen 

Gründen 

 

(1) Ausführungen können auch aus wichti-
gem Anlass erfolgen. Die Untergebrachten 
können gegen ihren Willen ausgeführt wer-
den. 

  

(2) Für Ausführungen, die ausschließlich im 
Interesse der Untergebrachten erfolgen, gilt 
§ 44 Abs. 1 entsprechend. Die Kosten kön-
nen den Untergebrachten auferlegt werden, 
soweit dies die Behandlung oder die Einglie-
derung nicht behindert. 

  

§ 46 
Außenbeschäftigung 

 

Den Untergebrachten kann gestattet werden, 
außerhalb der Einrichtung einer regelmäßi-
gen Beschäftigung unter ständiger Aufsicht 
oder unter Aufsicht in unregelmäßigen Ab-
ständen (Außenbeschäftigung) nachzuge-
hen. § 43 gilt entsprechend. 

  

§ 47 
Vorführung, Ausantwortung 

 

(1) Auf Ersuchen eines Gerichts werden Un-
tergebrachte vorgeführt, sofern ein Vorfüh-
rungsbefehl vorliegt. 

  

(2) Untergebrachte dürfen befristet dem Ge-
wahrsam eines Gerichts, einer Staatsanwalt-
schaft oder einer Polizei-, Zoll- oder Finanz-
behörde auf Antrag überlassen werden (Aus-
antwortung). 
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Abschnitt VIII 
Vorbereitung der Eingliede-

rung, Entlassung und nachge-
hende Betreuung 

Abschnitt VIII 
Vorbereitung der Eingliede-

rung, Entlassung und nachge-
hende Betreuung 

§ 48 
Vorbereitung der Eingliede-

rung 

§ 48 
Vorbereitung der Eingliede-

rung 

(1) Die Maßnahmen zur sozialen und berufli-
chen Eingliederung sind auf den Zeitpunkt 
der Entlassung in die Freiheit abzustellen. 
Die Untergebrachten sind bei der Ordnung 
ihrer persönlichen, wirtschaftlichen und so-
zialen Angelegenheiten zu unterstützen. Dies 
umfasst die Vermittlung in nachsorgende 
Maßnahmen. 

  unverändert 

(2) Die Einrichtung arbeitet frühzeitig mit Per-
sonen und Einrichtungen außerhalb des Voll-
zugs zusammen, insbesondere, um zu errei-
chen, dass die Untergebrachten nach ihrer 
Entlassung über eine geeignete Unterkunft 
und eine Arbeits- oder Ausbildungsstelle ver-
fügen sowie bei Bedarf Zugang zu therapeu-
tischen und anderen nachsorgenden Maß-
nahmen erhalten. Bewährungshilfe und Füh-
rungsaufsichtsstelle werden von der Einrich-
tung frühzeitig unterrichtet und beteiligen sich 
an der sozialen und beruflichen Eingliede-
rung der Untergebrachten. 

  

(3) Den Untergebrachten können Aufenthalte 
in Einrichtungen außerhalb des Vollzugs 
(Übergangseinrichtungen) gewährt werden, 
wenn dies zur Vorbereitung der Eingliede-
rung erforderlich ist. Ihnen kann auch ein 
zusammenhängender Langzeitausgang bis 
zu sechs Monaten gewährt werden, wenn 
dies zur Vorbereitung der Eingliederung er-
forderlich ist. § 41 Abs. 2 sowie § 43 gelten 
entsprechend. 

  

§ 49 
Entlassung 

§ 49 
Entlassung 

(1) Die Untergebrachten sollen am Tag ihrer 
Entlassung möglichst frühzeitig, jedenfalls 
noch am Vormittag, entlassen werden. 

  unverändert 

(2) Der Entlassungszeitpunkt kann bis zu fünf 
Tage vorverlegt werden, wenn die Unterge-
brachten zu ihrer Eingliederung hierauf drin-
gend angewiesen sind. 

  

(3) Bedürftigen Untergebrachten kann eine 
Entlassungsbeihilfe in Form eines Reisekos-
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tenzuschusses, angemessener Kleidung 
oder einer sonstigen notwendigen Unterstüt-
zung gewährt werden. 

(4) Bei Bedarf soll die Einrichtung den Trans-
port in eine Unterkunft sicherstellen. 

  

§ 50 
Nachgehende Betreuung 

§ 50 
Nachgehende Betreuung 

(1) Die Einrichtung kann den Entlassenen auf 
Antrag Hilfestellung gewähren, soweit diese 
nicht anderweitig zur Verfügung steht und der 
Erfolg der Behandlung gefährdet erscheint. 

 (1) unverändert 

(2) Mit Zustimmung des Leiters der Einrich-
tung können Bedienstete an der nachgehen-
den Betreuung Entlassener mit deren Einver-
ständnis mitwirken, wenn ansonsten die Ein-
gliederung gefährdet wäre. Die nachgehende 
Betreuung kann auch außerhalb der Einrich-
tung erfolgen. In der Regel ist sie auf die 
ersten sechs Monate nach der Entlassung 
beschränkt. 

 (2) Mit Zustimmung des Leiters der Einrich-
tung können Bedienstete an der nachgehen-
den Betreuung Entlassener mit deren Einver-
ständnis mitwirken, wenn ansonsten die Ein-
gliederung gefährdet wäre. Die nachgehende 
Betreuung kann auch außerhalb der Einrich-
tung erfolgen. 

§ 51 
Verbleib oder Aufnahme auf 

freiwilliger Grundlage 

§ 51 
Verbleib oder Aufnahme auf 

freiwilliger Grundlage 

(1) Sofern es die Belegungssituation zulässt, 
können die Untergebrachten auf Antrag aus-
nahmsweise vorübergehend in der Einrich-
tung verbleiben oder wieder aufgenommen 
werden, wenn die Eingliederung gefährdet 
und ein Aufenthalt in der Einrichtung aus 
diesem Grunde gerechtfertigt ist. Die Unter-
bringung erfolgt auf vertraglicher Basis. 

  unverändert 

(2) Gegen die in der Einrichtung unterge-
brachten Entlassenen dürfen Maßnahmen 
des Vollzugs nicht mit unmittelbarem Zwang 
durchgesetzt werden. 

  

(3) Bei Störung des Betriebs der Einrichtung 
durch die Entlassenen oder aus vollzugsor-
ganisatorischen Gründen kann die Unterbrin-
gung jederzeit beendet werden. 

  

(4) Auf ihren Antrag sind die verbliebenen 
oder aufgenommenen Personen unverzüg-
lich zu entlassen. 

  



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 18. Wahlperiode Drucksache 18/722

 

 - 35 - 

Abschnitt IX 
Grundversorgung und Freizeit 

Abschnitt IX 
Grundversorgung und Freizeit 

§ 52 
Einbringen von Gegenständen 

§ 52 
Einbringen von Gegenständen 

Gegenstände dürfen durch oder für die Un-
tergebrachten nur mit Zustimmung der Ein-
richtung eingebracht werden. Die Einrichtung 
kann die Zustimmung verweigern, wenn die 
Gegenstände geeignet sind, die Sicherheit 
oder in erheblichem Ausmaß die Ordnung 
der Einrichtung oder die Erreichung des Voll-
zugsziels zu gefährden oder ihre Aufbewah-
rung nach Art oder Umfang offensichtlich 
nicht möglich ist. 

 Gegenstände dürfen durch oder für die Un-
tergebrachten nur mit Zustimmung der Ein-
richtung eingebracht werden. Die Einrichtung 
kann die Zustimmung verweigern, wenn die 
Gegenstände geeignet sind, die Sicherheit 
oder in schwerwiegender Weise die Ord-
nung der Einrichtung oder die Erreichung des 
Vollzugsziels zu gefährden oder ihre Aufbe-
wahrung nach Art oder Umfang offensichtlich 
nicht möglich ist. 

§ 53 
Gewahrsam an Gegenständen 

§ 53 
Gewahrsam an Gegenständen 

Die Einrichtung kann Annahme und Abgabe 
von Gegenständen zwischen Untergebrach-
ten und den Gewahrsam an ihnen von ihrer 
Zustimmung abhängig machen. Sie kann die 
Zustimmung unter den Voraussetzungen des 
§ 52 Satz 2 verweigern. 

  unverändert 

§ 54 
Ausstattung des Zimmers, Be-

sitz an religiösen Schriften 
und Gegenständen 

§ 54 
Ausstattung des Zimmers, Be-

sitz an religiösen Schriften 
und Gegenständen 

(1) Die Untergebrachten dürfen ihr Zimmer 
mit eigenen Gegenständen ausstatten oder 
diese dort aufbewahren. Gegenstände, die 
einzeln oder in ihrer Gesamtheit geeignet 
sind, die Sicherheit oder in schwerwiegender 
Weise die Ordnung der Einrichtung, insbe-
sondere die Übersichtlichkeit des Zimmers, 
oder die Erreichung des Vollzugsziels zu 
gefährden, dürfen nicht in das Zimmer einge-
bracht werden oder werden daraus entfernt. 

  unverändert 

(2) Die Untergebrachten dürfen grundlegen-
de religiöse Schriften sowie in angemesse-
nem Umfang Gegenstände des religiösen 
Gebrauchs besitzen. Diese dürfen den Un-
tergebrachten nur bei grobem Missbrauch 
entzogen werden. 
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§ 55 
Aufbewahrung und Vernich-

tung von Gegenständen 

§ 55 
Aufbewahrung und Vernich-

tung von Gegenständen 

(1) Gegenstände, die die Untergebrachten 
nicht im Zimmer aufbewahren dürfen oder 
wollen, werden von der Einrichtung aufbe-
wahrt, soweit dies nach Art und Umfang 
möglich ist. 

  unverändert 

(2) Den Untergebrachten wird Gelegenheit 
gegeben, ihre Gegenstände, die sie während 
des Vollzugs und für ihre Entlassung nicht 
benötigen, zu versenden. § 39 Abs. 6 gilt 
entsprechend. 

  

(3) Werden Gegenstände, deren Aufbewah-
rung nach Art oder Umfang nicht möglich ist, 
von den Untergebrachten trotz Aufforderung 
nicht aus der Einrichtung verbracht, darf die 
Einrichtung diese Gegenstände auf Kosten 
der Untergebrachten außerhalb der Einrich-
tung verwahren, verwerten oder vernichten. 
Für die Voraussetzungen und das Verfahren 
der Verwertung und Vernichtung gilt § 213 
Landesverwaltungsgesetz entsprechend. 

  

(4) Aufzeichnungen und andere Gegenstän-
de, die Kenntnisse über Sicherungsvorkeh-
rungen der Einrichtung vermitteln oder 
Schlussfolgerungen auf diese zulassen, dür-
fen vernichtet oder unbrauchbar gemacht 
werden. 

  

§ 56 
Zeitungen und Zeitschriften 

§ 56 
Zeitungen und Zeitschriften 

Die Untergebrachten dürfen auf eigene Kos-
ten Zeitungen und Zeitschriften durch Ver-
mittlung der Einrichtung beziehen. Ausge-
schlossen sind lediglich Zeitungen und Zeit-
schriften, deren Verbreitung mit Strafe oder 
Geldbuße bedroht ist. Einzelne Ausgaben 
oder Teile von Zeitungen oder Zeitschriften 
können den Untergebrachten vorenthalten 
oder entzogen werden, wenn deren Inhalte 
die Erreichung des Vollzugsziels oder die 
Sicherheit oder Ordnung der Einrichtung er-
heblich gefährden würden. 

 Die Untergebrachten dürfen auf eigene Kos-
ten Zeitungen und Zeitschriften durch Ver-
mittlung der Einrichtung beziehen. Ausge-
schlossen sind lediglich Zeitungen und Zeit-
schriften, deren Verbreitung mit Strafe oder 
Geldbuße bedroht ist. Einzelne Ausgaben 
oder Teile von Zeitungen oder Zeitschriften 
können den Untergebrachten vorenthalten 
oder entzogen werden, wenn deren Inhalte 
die Erreichung des Vollzugsziels oder die 
Sicherheit oder in schwerwiegender Weise 
die Ordnung der Einrichtung gefährden wür-
den. 

§ 57 
Rundfunk, Informations- und 

Unterhaltungselektronik 

§ 57 
Rundfunk, Informations- und 

Unterhaltungselektronik 

(1) Der Zugang zum Rundfunk ist zu ermögli-   unverändert 
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chen. 

(2) Eigene Hörfunk- und Fernsehgeräte wer-
den zugelassen, wenn nicht Gründe des § 54 
Abs. 1 Satz 2 entgegenstehen. Andere Gerä-
te der Informations- und Unterhaltungselekt-
ronik können unter diesen Voraussetzungen 
zugelassen werden. Die Untergebrachten 
können auf Mietgeräte oder auf ein Medien-
system verwiesen werden. § 38 bleibt unbe-
rührt. 

  

§ 58 
Kleidung 

§ 58 
Kleidung 

(1) Die Untergebrachten dürfen eigene Klei-
dung tragen und eigene Wäsche benutzen. 
Auf Antrag stellt die Einrichtung den Unter-
gebrachten Kleidung und Wäsche zur Verfü-
gung und ordnet diese persönlich zu. 

  unverändert 

(2) Sofern die Untergebrachten nicht für eine 
regelmäßige Reinigung und Instandsetzung 
ihrer eigenen Kleidung und Wäsche auf ihre 
Kosten sorgen, können sie verpflichtet wer-
den, von der Einrichtung gestellte Kleidung 
und Wäsche zu benutzen. 

  

§ 59 
Verpflegung und Einkauf 

§ 59 
Verpflegung und Einkauf 

(1) Die Untergebrachten dürfen sich selbst 
verpflegen, soweit nicht die Sicherheit oder 
schwerwiegende Gründe der Ordnung der 
Einrichtung entgegenstehen. 

  unverändert 

(2) Verpflegen sich die Untergebrachten 
selbst, tragen sie die Kosten und werden von 
der Gemeinschaftsverpflegung der Einrich-
tung ausgenommen. Die Einrichtung unter-
stützt die Untergebrachten durch einen 
zweckgebundenen Zuschuss in Höhe der 
ersparten Aufwendungen. Die Einrichtung 
kann stattdessen Lebensmittel zur Verfügung 
stellen. 

  

(3) Soweit sich die Untergebrachten nicht 
selbst verpflegen, nehmen sie an der Ge-
meinschaftsverpflegung der Einrichtung teil. 
Zusammensetzung und Nährwert der Ge-
meinschaftsverpflegung entsprechen den 
Anforderungen an eine gesunde Ernährung 
und werden ärztlich überwacht. Auf ärztliche 
Anordnung wird besondere Verpflegung ge-
währt. Den Untergebrachten ist zu ermögli-
chen, Speisevorschriften ihrer Religionsge-
meinschaft zu befolgen. 
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(4) Den Untergebrachten wird ermöglicht, 
mindestens einmal wöchentlich einzukaufen. 
Die Einrichtung wirkt auf ein Angebot hin, das 
auf Wünsche und Bedürfnisse der Unterge-
brachten Rücksicht nimmt. Das Verfahren 
des Einkaufs regelt die Leiterin oder der Lei-
ter der Einrichtung. Nahrungs-, Genuss- und 
Körperpflegemittel können nur vom Haus- 
und Taschengeld, andere Gegenstände in 
angemessenen Umfang auch vom Eigengeld 
eingekauft werden. 

  

§ 60 
Freizeit 

§ 60 
Freizeit 

(1) Die Untergebrachten erhalten Gelegen-
heit und Anregung, ihre Freizeit sinnvoll zu 
gestalten. Die Einrichtung hat insbesondere 
Angebote zur sportlichen und kulturellen Be-
tätigung sowie Bildungsangebote vorzuhal-
ten. Die Benutzung einer angemessen aus-
gestatteten Bücherei ist zu ermöglichen. 

  unverändert 

(2) Die Untergebrachten sind zur Teilnahme 
an Angeboten der Freizeitgestaltung zu moti-
vieren. Die Gestaltung der Freizeit kann auch 
dazu dienen, die Untergebrachten an andere 
Maßnahmen heranzuführen. 

  

Abschnitt X 
Vergütung, Gelder der Unter-

gebrachten und Kosten 

Abschnitt X 
Vergütung, Gelder der Unter-

gebrachten und Kosten 

§ 61 
Arbeitsentgelt 

unverändert 

(1) Untergebrachte, die eine angebotene 
Arbeit oder arbeitstherapeutische Beschäfti-
gung ausüben, erhalten ein Arbeitsentgelt, 
welches mit 16 % der Bezugsgröße nach 
§ 18 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 
- Gemeinsame Vorschriften für die Sozialver-
sicherung - (Eckvergütung) bemessen wird. 
Ein Tagessatz ist der zweihundertfünfzigste 
Teil der Eckvergütung. 

  

(2) Das Arbeitsentgelt kann je nach Leistung 
der Untergebrachten und der Art der Arbeit 
gestuft werden. 75 % der Eckvergütung dür-
fen nicht unterschritten werden. Das für Jus-
tiz zuständige Ministerium wird ermächtigt, in 
einer Rechtsverordnung Vergütungsstufen zu 
bestimmen. 

  

(3) Soweit Beiträge zur Bundesagentur für 
Arbeit zu entrichten sind, kann vom Arbeits-
entgelt oder der Ausbildungsbeihilfe ein Be-
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trag einbehalten werden, der dem Anteil der 
Untergebrachten am Beitrag entsprechen 
würde, wenn sie diese Vergütung als Arbeit-
nehmer erhielten. 

(4) Die Höhe der Vergütung ist den Unterge-
brachten schriftlich bekannt zu geben. 

  

§ 62 
Ausbildungsbeihilfe 

 

(1) Nehmen die Untergebrachten an einer 
Maßnahme der beruflichen oder schulischen 
Aus- und Weiterbildung teil, erhalten sie eine 
Ausbildungsbeihilfe, soweit ihnen keine Leis-
tungen zum Lebensunterhalt zustehen, die 
freien Personen aus solchem Anlass gewährt 
werden. Der Nachrang der Sozialhilfe nach 
§ 2 Abs. 2 des Zwölften Buches Sozialge-
setzbuch wird nicht berührt. 

  

(2) Für die Bemessung der Ausbildungsbei-
hilfe gilt § 61 entsprechend. Die Regelung für 
die Freistellung von der Arbeit nach § 26 ist 
entsprechend anzuwenden. 

  

§ 63 
Entgeltfortzahlung 

 

Nehmen die Untergebrachten während der 
Arbeitszeit an einzel- oder gruppentherapeu-
tischen Maßnahmen, an Maßnahmen zur 
Behandlung von Suchtmittelabhängigkeit und 
-missbrauch, an Trainingsmaßnahmen zur 
Verbesserung der sozialen Kompetenz sowie 
sozialtherapeutischen Behandlungsmaß-
nahmen teil, erhalten sie eine Entgeltfortzah-
lung in Höhe des ihnen dadurch entgehen-
den Arbeitsentgelts gemäß § 61 Abs. 1 oder 
der ihnen dadurch entgehenden Ausbil-
dungsbeihilfe gemäß § 62 Abs. 2. 

  

§ 64 
Eigengeld 

 

(1) Das Eigengeld besteht aus den Beträgen, 
die die Untergebrachten bei Aufnahme in den 
Vollzug mitbringen und die sie während des 
Vollzugs erhalten, und den Teilen der Vergü-
tung, die nicht als Hausgeld oder Überbrü-
ckungsgeld in Anspruch genommen werden. 

  

(2) Hat das Überbrückungsgeld noch nicht 
die nach § 69 Abs. 1 bestimmte Höhe er-
reicht, ist die Verfügung über das Eigengeld 
in Höhe des Unterschiedsbetrages ausge-
schlossen. § 69 Abs. 3 Satz 2 gilt entspre-
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chend. 

§ 65 
Taschengeld 

 

Untergebrachten wird auf Antrag Taschen-
geld gewährt, soweit sie bedürftig sind. Die 
Höhe wird auf 24 % der Eckvergütung nach 
§ 61 Abs. 1 bemessen. Untergebrachte, die 
an einzel- oder gruppentherapeutischen 
Maßnahmen, an Maßnahmen zur Behand-
lung von Suchtmittelabhängigkeit und -miss-
brauch, an Trainingsmaßnahmen zur Ver-
besserung der sozialen Kompetenz sowie 
sozialtherapeutischen Behandlungsmaßnah-
men teilnehmen, erhalten ein Taschengeld in 
Höhe von 36 % der Eckvergütung. 

  

§ 66 
Konten, Bargeld 

 

(1) Gelder der Untergebrachten werden auf 
Hausgeld-, Überbrückungsgeld- und Eigen-
geldkonten in der Einrichtung geführt. Für 
Freigänger (§ 41 Abs. 1 Nr. 4) sind Ausnah-
men mit Zustimmung der Anstaltsleitung zu-
lässig. 

  

(2) Der Besitz von Bargeld in der Einrichtung 
ist den Untergebrachten nicht gestattet. Über 
Ausnahmen entscheidet die Leiterin oder der 
Leiter der Einrichtung. 

  

(3) Geld in Fremdwährung wird zur Habe 
genommen. 

  

§ 67 
Hausgeld 

 

(1) Das Hausgeld wird aus drei Siebteln der 
in diesem Gesetz geregelten Vergütung ge-
bildet. 

  

(2) Für Untergebrachte, die aus einem freien 
Beschäftigungsverhältnis, aus einer Selbst-
beschäftigung oder anderweitig regelmäßige 
Einkünfte haben, wird daraus ein angemes-
senes monatliches Hausgeld festgesetzt. 

  

(3) Für Untergebrachte, die über Eigengeld 
(§ 64 ) verfügen und keine hinreichende Ver-
gütung nach diesem Gesetz erhalten, gilt 
Absatz 2 entsprechend. 

  

(4) Die Untergebrachten dürfen über das 
Hausgeld im Rahmen der Bestimmungen 
dieses Gesetzes verfügen. Der Anspruch auf 
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Auszahlung ist nicht übertragbar. 

§ 68 
Zweckgebundene Einzahlun-

gen 

 

Für Maßnahmen der Eingliederung, insbe-
sondere Kosten der Gesundheitsfürsorge 
und der Aus- und Fortbildung, und für Maß-
nahmen der Pflege sozialer Beziehungen, 
insbesondere Telefonkosten und Fahrtkosten 
anlässlich vollzugsöffnender Maßnahmen, 
kann zweckgebunden Geld eingezahlt wer-
den. Das Geld darf nur für diese Zwecke 
verwendet werden. Der Anspruch auf Aus-
zahlung ist nicht übertragbar. 

  

§ 69 
Überbrückungsgeld 

 

(1) Das Überbrückungsgeld wird aus den in 
diesem Gesetz geregelten Bezügen (§§ 61, 
62, 63) und aus den Bezügen der Unterge-
brachten gebildet, die in einem freien Be-
schäftigungsverhältnis stehen oder denen 
gestattet ist, sich selbst zu beschäftigen 
(§ 25), soweit die Bezüge den Untergebrach-
ten nicht als Hausgeld zur Verfügung stehen 
und das Überbrückungsgeld noch nicht die 
angemessene Höhe erreicht hat. Die ange-
messene Höhe wird von der Aufsichtsbehör-
de (§ 111 ) festgesetzt. 

  

(2) Das Überbrückungsgeld dient dem Le-
bensunterhalt der Untergebrachten und ihrer 
Unterhaltsberechtigten für die ersten vier 
Wochen nach ihrer Entlassung. Es wird den 
Untergebrachten bei der Entlassung in die 
Freiheit ausgezahlt. Die Einrichtung kann es 
ganz oder zum Teil den Bewährungshelferin-
nen und Bewährungshelfern oder einer mit 
der Entlassenenbetreuung befassten Stelle 
überweisen, die darüber entscheiden, wie 
das Geld innerhalb der ersten vier Wochen 
nach der Entlassung an die Untergebrachten 
ausgezahlt wird. Die Bewährungshelferinnen 
und Bewährungshelfer und die mit der Ent-
lassenenbetreuung befasste Stelle sind ver-
pflichtet, das Überbrückungsgeld von ihrem 
Vermögen gesondert zu halten. Mit Zustim-
mung der Untergebrachten kann das Über-
brückungsgeld auch den Unterhaltsberechtig-
ten überwiesen werden. 

  

(3) Die Untergebrachten dürfen vor ihrer Ent-
lassung nicht über das Überbrückungsgeld 
verfügen. Die Einrichtungsleitung kann je-
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doch gestatten, dass das Überbrückungsgeld 
in Anspruch genommen wird 

1. für notwendige Maßnahmen zur Vorberei-
tung der Eingliederung, insbesondere zur 
Erlangung eines Arbeitsplatzes und einer 
Unterkunft, oder 

  

2. bei Aufnahme eines freien Beschäfti-
gungsverhältnisses oder einer Selbstbe-
schäftigung außerhalb der Einrichtung in 
den ersten beiden Monaten zur Finanzie-
rung der hierfür erforderlichen Mittel, ins-
besondere von Kleidung und Kosten zu 
benutzender Verkehrsmittel, wenn die 
Maßnahmen ohne die Inanspruchnahme 
des Überbrückungsgeldes gefährdet wä-
ren. 

  

(4) Für die Pfändbarkeit des Überbrückungs-
geldes gilt § 51 Abs. 4 und 5 des Strafvoll-
zugsgesetzes entsprechend. 

  

§ 70 
Kosten 

 

(1) Die Untergebrachten werden an den Kos-
ten des Vollzugs ihrer Unterbringung in der 
Sicherungsverwahrung nicht beteiligt, soweit 
dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. 

  

(2) Die Untergebrachten können an den Be-
triebskosten der in ihrem Gewahrsam befind-
lichen Geräte beteiligt werden. 

  

Abschnitt XI 
Gesundheitsfürsorge 

Abschnitt XI 
Gesundheitsfürsorge 

§ 71 
Art und Umfang der medizini-
schen Leistungen, Kostenbe-

teiligung 

§ 71 
Art und Umfang der medizini-
schen Leistungen, Kostenbe-

teiligung 

(1) Die Untergebrachten haben einen An-
spruch auf notwendige, ausreichende und 
zweckmäßige medizinische Leistungen unter 
Beachtung des Grundsatzes der Wirtschaft-
lichkeit und unter Berücksichtigung des all-
gemeinen Standards der gesetzlichen Kran-
kenversicherung. Der Anspruch umfasst 
auch Vorsorgeleistungen, ferner die Versor-
gung mit medizinischen Hilfsmitteln, soweit 
diese mit Rücksicht auf die Dauer des Frei-
heitsentzugs nicht ungerechtfertigt ist und die 
Hilfsmittel nicht als allgemeine Gebrauchs-
gegenstände des täglichen Lebens anzuse-

 (1) unverändert 
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hen sind. 

(2) An den Kosten nach Absatz 1 können die 
Untergebrachten in angemessenem Umfang 
beteiligt werden, höchstens jedoch bis zum 
Umfang der Beteiligung vergleichbarer ge-
setzlich Versicherter. Für Leistungen, die 
über Absatz 1 hinausgehen, können den 
Untergebrachten die gesamten Kosten aufer-
legt werden. 

 (2) unverändert 

(3) Den Untergebrachten ist nach Anhörung 
des ärztlichen Dienstes auf ihren Antrag hin 
zu gestatten, auf ihre Kosten externen ärztli-
chen Rat einzuholen. Um eine Beeinträchti-
gung der Behandlung der Untergebrachten 
zu vermeiden, kann die Erlaubnis versagt 
werden, wenn die Untergebrachten die ge-
wählte ärztliche Vertrauensperson und den 
ärztlichen Dienst nicht wechselseitig von der 
Schweigepflicht entbinden oder wenn es zur 
Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ord-
nung der Einrichtung erforderlich ist. Die 
Konsultation soll in der Einrichtung stattfin-
den. 

 (3) Den Untergebrachten ist nach Anhörung 
des ärztlichen Dienstes auf ihren Antrag hin 
zu gestatten, auf ihre Kosten externen ärztli-
chen Rat einzuholen. Um eine Beeinträchti-
gung der Behandlung der Untergebrachten 
zu vermeiden, kann die Erlaubnis versagt 
werden, wenn die Untergebrachten die ge-
wählte ärztliche Vertrauensperson und den 
ärztlichen Dienst nicht wechselseitig von der 
Schweigepflicht entbinden oder wenn es zur 
Aufrechterhaltung der Sicherheit oder zur 
Abwehr schwerwiegender Gefahren für 
die Ordnung der Einrichtung erforderlich ist. 
Die Konsultation soll in der Einrichtung statt-
finden. 

(4) Für weibliche Untergebrachte gelten auch 
die §§ 76, 77 des Strafvollzugsgesetzes. 

 (4) unverändert 

§ 72 
Durchführung der medizini-
schen Leistungen, Forde-

rungsübergang 

§ 72 
Durchführung der medizini-
schen Leistungen, Forde-

rungsübergang 

(1) Medizinische Diagnose, Behandlung und 
Versorgung kranker und hilfsbedürftiger Un-
tergebrachter erfolgen in der Einrichtung, 
erforderlichenfalls in einer hierfür besser ge-
eigneten Einrichtung oder einem Vollzugs-
krankenhaus, ausnahmsweise auch außer-
halb des Vollzugs. 

  unverändert 

(2) Wird die Vollstreckung der Maßregel wäh-
rend einer Behandlung von Untergebrachten 
unterbrochen oder beendet, hat das Land nur 
diejenigen Kosten zu tragen, die bis zur Un-
terbrechung oder Beendigung der Vollstre-
ckung angefallen sind. 

  

(3) Gesetzliche Schadensersatzansprüche, 
die Untergebrachten infolge einer Körperver-
letzung gegen Dritte zustehen, gehen inso-
weit auf das Land über, als den Unterge-
brachten Leistungen nach § 71 Abs. 1 zu 
gewähren sind. Von der Geltendmachung der 
Ansprüche ist im Interesse Untergebrachter 
abzusehen, wenn hierdurch die Erreichung 
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des Vollzugsziels gefährdet würde. 

§ 73 
Ärztliche Behandlung zur so-

zialen Eingliederung 

§ 73 
Ärztliche Behandlung zur so-

zialen Eingliederung 

Mit Zustimmung der Untergebrachten soll die 
Einrichtung ärztliche Behandlungen, insbe-
sondere Operationen oder prothetische 
Maßnahmen, durchführen lassen, die die 
soziale Eingliederung fördern. Die Kosten 
tragen die Untergebrachten. Sind sie dazu 
nicht in der Lage, kann die Einrichtung die 
Kosten in begründeten Fällen in angemesse-
nem Umfang übernehmen. 

  unverändert 

§ 74 
Gesundheitsschutz und Hy-

giene 

§ 74 
Gesundheitsschutz und Hy-

giene 

(1) Die Einrichtung unterstützt die Unterge-
brachten bei der Wiederherstellung und Er-
haltung ihrer körperlichen, geistigen und see-
lischen Gesundheit. Sie fördert das Bewusst-
sein für gesunde Ernährung und Lebensfüh-
rung. Die Untergebrachten haben die not-
wendigen Anordnungen zum Gesundheits-
schutz und zur Hygiene zu befolgen. 

 (1) unverändert 

(2) Den Untergebrachten wird ermöglicht, 
sich täglich mindestens eine Stunde im Frei-
en aufzuhalten. 

 (2) Den Untergebrachten wird ermöglicht, 
sich täglich mindestens zwei Stunden im 
Freien aufzuhalten. 

§ 75 
Krankenbehandlung während 

Lockerungen 

§ 75 
Krankenbehandlung während 

Lockerungen 

(1) Während Lockerungen haben die Unter-
gebrachten einen Anspruch auf medizinische 
Leistungen gegen das Land nur in der für sie 
zuständigen Einrichtung. § 42 bleibt unbe-
rührt. 

  unverändert 

(2) Der Anspruch auf Leistungen ruht, solan-
ge die Untergebrachten aufgrund eines freien 
Beschäftigungsverhältnisses krankenversi-
chert sind. 

  

§ 76 
Zwangsmaßnahmen auf dem 

Gebiet der Gesundheitsfürsor-
ge 

§ 76 
Zwangsmaßnahmen auf dem 

Gebiet der Gesundheitsfürsor-
ge 

(1) Medizinische Untersuchung und Behand-
lung sowie Ernährung sind zwangsweise nur 
bei Lebensgefahr, bei schwerwiegender Ge-

  unverändert 
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fahr für die Gesundheit der Untergebrachten 
oder bei Gefahr für die Gesundheit anderer 
Personen zulässig; die Maßnahmen müssen 
für die Beteiligten zumutbar und dürfen nicht 
mit erheblicher Gefahr für Leben oder Ge-
sundheit der Untergebrachten verbunden 
sein. Zur Durchführung der Maßnahmen ist 
die Einrichtung nicht verpflichtet, solange von 
einer freien Willensbestimmung der Unterge-
brachten ausgegangen werden kann. 

(2) Zum Gesundheitsschutz und zur Hygiene 
ist die zwangsweise körperliche Untersu-
chung außer im Fall des Absatz 1 zulässig, 
wenn sie nicht mit einem körperlichen Eingriff 
verbunden ist. 

  

(3) Die Maßnahmen dürfen nur von der Leite-
rin oder dem Leiter der Einrichtung auf der 
Grundlage einer ärztlichen Stellungnahme 
angeordnet werden. Durchführung und 
Überwachung unterstehen ärztlicher Leitung. 
Unberührt bleibt die Leistung erster Hilfe für 
den Fall, dass eine Ärztin oder ein Arzt nicht 
rechtzeitig erreichbar und mit einem Auf-
schub Lebensgefahr verbunden ist. 

  

§ 77 
Benachrichtigungspflicht 

§ 77 
Benachrichtigungspflicht 

Erkranken Untergebrachte schwer oder ver-
sterben sie, werden die Angehörigen benach-
richtigt. Dem Wunsch der Untergebrachten, 
auch andere Personen zu benachrichtigen, 
soll nach Möglichkeit entsprochen werden. 

  unverändert 

Abschnitt XII 
Religionsausübung 

Abschnitt XII 
Religionsausübung 

§ 78 
Seelsorge 

§ 78 
Seelsorge 

Den Untergebrachten darf religiöse Betreu-
ung durch eine Seelsorgerin oder einen 
Seelsorger ihrer Religionsgemeinschaft nicht 
versagt werden. Auf Wunsch ist ihnen zu 
helfen, mit einer Seelsorgerin oder einem 
Seelsorger in Verbindung zu treten. 

  unverändert 

§ 79 
Religiöse Veranstaltungen 

§ 79 
Religiöse Veranstaltungen 

(1) Die Untergebrachten haben das Recht, 
am Gottesdienst und an anderen religiösen 
Veranstaltungen teilzunehmen. 

 (1) unverändert 
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(2) Die Zulassung zu Gottesdiensten oder 
religiösen Veranstaltungen einer anderen 
Religionsgemeinschaft bedarf der Zustim-
mung der Seelsorgerin oder des Seelsorgers 
der Religionsgemeinschaft. 

 (2) unverändert 

(3) Untergebrachte können von der Teilnah-
me am Gottesdienst oder anderen religiösen 
Veranstaltungen ausgeschlossen werden, 
wenn dies aus überwiegenden Gründen der 
Sicherheit oder Ordnung geboten ist; die 
Seelsorgerin oder der Seelsorger soll vorher 
gehört werden. 

 (3) Untergebrachte können von der Teilnah-
me am Gottesdienst oder anderen religiösen 
Veranstaltungen ausgeschlossen werden, 
wenn dies aus überwiegenden Gründen der 
Sicherheit oder aus schwerwiegenden 
Gründen der Ordnung geboten ist; die Seel-
sorgerin oder der Seelsorger soll vorher ge-
hört werden. 

§ 80 
Weltanschauungsgemein-

schaften 

§ 80 
Weltanschauungsgemein-

schaften 

Für Angehörige weltanschaulicher Bekennt-
nisse gelten § 54 Abs. 2, § 78 und § 79 ent-
sprechend. 

  unverändert 

Abschnitt XIII 
Sicherheit und Ordnung 

Abschnitt XIII 
Sicherheit und Ordnung 

§ 81 
Grundsatz 

§ 81 
Grundsatz 

(1) Sicherheit und Ordnung der Einrichtung 
bilden die Grundlage des auf die Erreichung 
des Vollzugsziels ausgerichteten Lebens in 
der Einrichtung und tragen dazu bei, dass in 
der Einrichtung ein gewaltfreies Klima 
herrscht. 

  unverändert 

(2) Die Pflichten und Beschränkungen, die 
den Untergebrachten zur Aufrechterhaltung 
der Sicherheit oder Ordnung der Einrichtung 
auferlegt werden, sind so zu wählen, dass sie 
in einem angemessenen Verhältnis zu ihrem 
Zweck stehen und die Untergebrachten nicht 
mehr und nicht länger als notwendig beein-
trächtigen. 

  

§ 82 
Allgemeine Verhaltenspflich-

ten 

§ 82 
Allgemeine Verhaltenspflich-

ten 

(1) Die Untergebrachten haben sich so zu 
verhalten, dass ein geordnetes Zusammen-
leben in der Einrichtung möglich ist. Ihr Be-
wusstsein hierfür ist zu entwickeln und zu 
stärken. Die Untergebrachten sind zu einver-
nehmlicher Streitbeilegung zu befähigen. 

  unverändert 



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 18. Wahlperiode Drucksache 18/722

 

 - 47 - 

(2) Die Untergebrachten haben die Anord-
nungen der Bediensteten zu befolgen, auch 
wenn sie sich durch diese beschwert fühlen. 

  

(3) Die Untergebrachten haben ihr Zimmer 
und die ihnen von der Einrichtung überlasse-
nen Sachen in Ordnung zu halten und scho-
nend zu behandeln. 

  

(4) Die Untergebrachten haben Umstände, 
die eine Gefahr für das Leben oder eine 

  

erhebliche Gefahr für die Gesundheit einer 
Person bedeuten, unverzüglich zu melden. 

  

§ 83 
Absuchung, Durchsuchung 

§ 83 
Absuchung, Durchsuchung 

(1) Die Untergebrachten, ihre Sachen und die 
Zimmer dürfen mit technischen Mitteln oder 
sonstigen Hilfsmitteln abgesucht und durch-
sucht werden. Die Durchsuchung männlicher 
Untergebrachter darf nur von Männern, die 
Durchsuchung weiblicher Untergebrachter 
darf nur von Frauen vorgenommen werden. 
Das Schamgefühl ist zu schonen.  

 (1) unverändert 

(2) Nur bei Gefahr im Verzug oder auf An-
ordnung der Leiterin oder des Leiters der 
Einrichtung ist es im Einzelfall zulässig, eine 
mit einer Entkleidung verbundene körperliche 
Durchsuchung vorzunehmen. Sie darf bei 
männlichen Untergebrachten nur in Gegen-
wart von Männern, bei weiblichen Unterge-
brachten nur in Gegenwart von Frauen erfol-
gen. Sie ist in einem geschlossenen Raum 
durchzuführen. Andere Untergebrachte dür-
fen nicht anwesend sein. 

 (2) unverändert 

(3) Die Leiterin oder der Leiter der Einrich-
tung kann allgemein anordnen, dass die Un-
tergebrachten in der Regel bei der Aufnah-
me, vor und nach Kontakten mit Besuchern 
sowie vor und nach jeder Abwesenheit von 
der Einrichtung nach Absatz 2 zu durchsu-
chen sind, wenn dies aus Gründen der Si-
cherheit oder Ordnung erforderlich ist. 

 (3) Die Leiterin oder der Leiter der Einrich-
tung kann allgemein anordnen, dass die Un-
tergebrachten in der Regel bei der Aufnah-
me, vor und nach Kontakten mit Besuchern 
sowie vor und nach jeder Abwesenheit von 
der Einrichtung nach Absatz 2 zu durchsu-
chen sind, wenn dies aus Gründen der Si-
cherheit oder aus schwerwiegenden Grün-
den der Ordnung erforderlich ist. 

§ 84 
Sichere Unterbringung 

§ 84 
Sichere Unterbringung 

Untergebrachte können in eine Einrichtung 
verlegt werden, die zu ihrer sicheren Unter-
bringung besser geeignet ist, wenn in erhöh-
tem Maße die Gefahr der Entweichung oder 
Befreiung gegeben ist oder sonst ihr Verhal-
ten oder ihr Zustand eine Gefahr für die Si-

  unverändert 
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cherheit der Einrichtung darstellt. 

§ 85 
Maßnahmen zur Feststellung 

von Suchtmittelgebrauch 

§ 85 
Maßnahmen zur Feststellung 

von Suchtmittelgebrauch 

(1) Zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder 
Ordnung der Einrichtung kann die Leiterin 
oder der Leiter der Einrichtung allgemein 
oder im Einzelfall Maßnahmen anordnen, die 
geeignet sind, den Gebrauch von Suchtmit-
teln festzustellen. Diese Maßnahmen dürfen 
nicht mit einem körperlichen Eingriff verbun-
den sein. 

  unverändert 

(2) Verweigern Untergebrachte die Mitwir-
kung an Maßnahmen nach Absatz 1 ohne 
hinreichenden Grund, ist davon auszugehen, 
dass Suchtmittelfreiheit nicht gegeben ist. 

  

(3) Wird verbotener Suchtmittelgebrauch 
festgestellt, können die Kosten der Maßnah-
men den Untergebrachten auferlegt werden. 

  

§ 86 
Festnahmerecht 

§ 86 
Festnahmerecht 

Untergebrachte, die entwichen sind oder sich 
sonst ohne Erlaubnis außerhalb der Einrich-
tung aufhalten, können durch die Einrichtung 
oder auf deren Veranlassung festgenommen 
und zurückgebracht werden. Führt die Ver-
folgung oder die von der Einrichtung veran-
lasste Fahndung nicht alsbald zur Wiederer-
greifung, sind die weiteren Maßnahmen der 
Vollstreckungsbehörde zu überlassen. 

  unverändert 

§ 87 
Besondere Sicherungsmaß-

nahmen 

§ 87 
Besondere Sicherungsmaß-

nahmen 

(1) Gegen Untergebrachte können besonde-
re Sicherungsmaßnahmen angeordnet wer-
den, wenn nach ihrem Verhalten oder auf-
grund ihres seelischen Zustandes in erhöh-
tem Maße die Gefahr der Entweichung, von 
Gewalttätigkeiten gegen Personen oder Sa-
chen, der Selbsttötung oder der Selbstverlet-
zung besteht. 

 (1) unverändert 

(2) Als besondere Sicherungsmaßnahmen 
sind zulässig: 

 (2) unverändert 

1. der Entzug oder die Vorenthaltung von 
Gegenständen, 

  

2. die Beobachtung der Untergebrachten,   
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auch mit technischen Hilfsmitteln, 

3. die Trennung von allen anderen Unterge-
brachten (Absonderung), 

  

4. der Entzug oder die Beschränkung des 
Aufenthalts im Freien, 

  

5. die Unterbringung in einem besonders 
gesicherten Raum ohne gefährdende 
Gegenstände und 

  

6. die Fesselung.   

(3) Maßnahmen nach Absatz 2 Nr. 1 und 3 
bis 5 sind auch zulässig, wenn die Gefahr 
einer Befreiung oder eine erhebliche Störung 
der Ordnung anders nicht vermieden oder 
behoben werden kann. 

 (3) Maßnahmen nach Absatz 2 Nr. 1 und 3 
bis 5 sind auch zulässig, wenn die Gefahr 
einer Befreiung oder eine schwerwiegende 
Störung der Ordnung anders nicht vermie-
den oder behoben werden kann. 

(4) Eine Absonderung von mehr als vierund-
zwanzig Stunden Dauer ist nur zulässig, 
wenn sie zur Abwehr einer in der Person der 
Untergebrachten liegenden Gefahr unerläss-
lich ist. 

 (4) unverändert 

(5) In der Regel dürfen Fesseln nur an den 
Händen oder an den Füßen angelegt wer-
den. Im Interesse der Untergebrachten kann 
die Leiterin oder der Leiter der Einrichtung 
eine andere Art der Fesselung anordnen. Die 
Fesselung wird zeitweise gelockert, soweit 
dies notwendig ist. 

 (5) unverändert 

(6) Besteht die Gefahr der Entweichung, dür-
fen die Untergebrachten bei einer Ausfüh-
rung, Vorführung oder beim Transport gefes-
selt werden. 

 (6) unverändert 

§ 88 
Anordnung besonderer Siche-
rungsmaßnahmen, Verfahren 

§ 88 
Anordnung besonderer Siche-
rungsmaßnahmen, Verfahren 

(1) Besondere Sicherungsmaßnahmen ord-
net die Leiterin oder der Leiter der Einrich-
tung an. Bei Gefahr im Verzug können auch 
andere Bedienstete diese Maßnahmen vor-
läufig anordnen; die Entscheidung der Leite-
rin oder des Leiters der Einrichtung ist unver-
züglich einzuholen. 

  unverändert 

(2) Werden die Untergebrachten ärztlich be-
handelt oder beobachtet oder bildet ihr seeli-
scher Zustand den Anlass der besonderen 
Sicherungsmaßnahme, ist vorher eine ärztli-
che Stellungnahme einzuholen. Ist dies we-
gen Gefahr im Verzug nicht möglich, wird die 
Stellungnahme unverzüglich nachträglich 
eingeholt. 
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(3) Die Entscheidung wird den Untergebrach-
ten von der Leiterin oder dem Leiter der Ein-
richtung mündlich eröffnet und mit einer kur-
zen Begründung schriftlich abgefasst. 

  

(4) Besondere Sicherungsmaßnahmen sind 
in angemessenen Abständen daraufhin zu 
überprüfen, ob und in welchem Umfang sie 
aufrechterhalten werden müssen. 

  

(5) Besondere Sicherungsmaßnahmen nach 
§ 87 Abs. 2 Nr. 3, 5 und 6 sind der Aufsichts-
behörde unverzüglich mitzuteilen, wenn sie 
länger als drei Tage aufrechterhalten werden. 
Absonderung und Unterbringung im beson-
ders gesicherten Raum von mehr als 30 Ta-
gen Gesamtdauer innerhalb von zwölf Mona-
ten bedürfen der Zustimmung der Aufsichts-
behörde. Soweit eine unausgesetzte Abson-
derung voraussichtlich längere Zeit erforder-
lich sein wird und dadurch die personellen 
und organisatorischen Kapazitäten der Ein-
richtung überfordert werden, kann sie mit 
Zustimmung der Aufsichtsbehörde in einem 
Raum einer Justizvollzugsanstalt erfolgen. 

  

(6) Während der Absonderung und Unter-
bringung im besonders gesicherten Raum 
sind die Untergebrachten in besonderem 
Maße zu betreuen. Sind die Untergebrachten 
darüber hinaus gefesselt, sind sie durch ei-
nen Bediensteten ständig und in unmittelba-
rem Sichtkontakt zu beobachten. 

  

§ 89 
Ärztliche Überwachung 

§ 89 
Ärztliche Überwachung 

(1) Sind die Untergebrachten in einem be-
sonders gesicherten Raum untergebracht 
oder gefesselt, sucht sie die Ärztin oder der 
Arzt alsbald und in der Folge möglichst täg-
lich auf. Dies gilt nicht bei einer Fesselung 
während einer Ausführung, Vorführung oder 
eines Transportes sowie bei Bewegungen 
innerhalb der Einrichtung. 

  unverändert 

(2) Die Ärztin oder der Arzt ist regelmäßig zu 
hören, solange den Untergebrachten der 
tägliche Aufenthalt im Freien entzogen ist 
oder sie länger als vierundzwanzig Stunden 
abgesondert sind. 
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Abschnitt XIV 
Unmittelbarer Zwang 

Abschnitt XIV 
Unmittelbarer Zwang 

§ 90 
Begriffsbestimmungen 

unverändert 

(1) Unmittelbarer Zwang ist die Einwirkung 
auf Personen oder Sachen durch körperliche 
Gewalt, ihre Hilfsmittel oder durch Waffen. 

  

(2) Körperliche Gewalt ist jede unmittelbare 
körperliche Einwirkung auf Personen oder 
Sachen. 

  

(3) Hilfsmittel der körperlichen Gewalt sind 
insbesondere Fesseln und Reizstoffe. Waffen 
sind Hieb- und Schusswaffen. 

  

(4) Es dürfen nur von der Aufsichtsbehörde 
dienstlich zugelassene Hilfsmittel und Waffen 
verwendet werden. 

  

§ 91 
Allgemeine Voraussetzungen 

 

(1) Bedienstete dürfen unmittelbaren Zwang 
anwenden, wenn sie Vollzugs- und Siche-
rungsmaßnahmen rechtmäßig durchführen 
und der damit verfolgte Zweck auf keine an-
dere Weise erreicht werden kann. 

  

(2) Gegen andere Personen als Unterge-
brachte darf unmittelbarer Zwang angewen-
det werden, wenn sie es unternehmen, Un-
tergebrachte zu befreien oder widerrechtlich 
in die Einrichtung einzudringen, oder wenn 
sie sich unbefugt darin aufhalten. 

  

(3) Das Recht zu unmittelbarem Zwang auf-
grund anderer Regelungen bleibt unberührt. 

  

§ 92 
Grundsatz der Verhältnismä-

ßigkeit 

 

(1) Unter mehreren möglichen und geeigne-
ten Maßnahmen des unmittelbaren Zwangs 
sind diejenigen zu wählen, die den Einzelnen 
und die Allgemeinheit voraussichtlich am 
wenigsten beeinträchtigen. 

  

(2) Unmittelbarer Zwang unterbleibt, wenn 
ein durch ihn zu erwartender Schaden er-
kennbar außer Verhältnis zu dem angestreb-
ten Erfolg steht. 
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§ 93 
Androhung 

 

Unmittelbarer Zwang ist vorher anzudrohen. 
Die Androhung darf nur dann unterbleiben, 
wenn die Umstände sie nicht zulassen oder 
unmittelbarer Zwang sofort angewendet wer-
den muss, um eine rechtswidrige Tat, die den 
Tatbestand eines Strafgesetzes erfüllt, zu 
verhindern oder eine gegenwärtige Gefahr 
abzuwenden. 

  

§ 94 
Schusswaffengebrauch 

 

(1) Schusswaffen dürfen nur gebraucht wer-
den, wenn andere Maßnahmen des unmittel-
baren Zwangs bereits erfolglos waren oder 
keinen Erfolg versprechen. Gegen Personen 
ist ihr Gebrauch nur zulässig, wenn der 
Zweck nicht durch Waffenwirkung gegen 
Sachen erreicht werden kann. 

  

(2) Schusswaffen dürfen nur die dazu be-
stimmten Bediensteten gebrauchen und nur, 
um angriffs- oder fluchtunfähig zu machen. 
Ihr Gebrauch unterbleibt, wenn dadurch er-
kennbar Unbeteiligte mit hoher Wahrschein-
lichkeit gefährdet würden. 

  

(3) Der Gebrauch von Schusswaffen ist vor-
her anzudrohen. Als Androhung gilt auch ein 
Warnschuss. Ohne Androhung dürfen 
Schusswaffen nur dann gebraucht werden, 
wenn dies zur Abwehr einer gegenwärtigen 
Gefahr für Leib oder Leben erforderlich ist. 

  

(4) Gegen Untergebrachte dürfen Schuss-
waffen gebraucht werden, 

  

1. wenn sie eine Waffe oder ein anderes 
gefährliches Werkzeug trotz wiederholter 
Aufforderung nicht ablegen, 

  

2. wenn sie eine Meuterei (§ 121 StGB) 
unternehmen oder 

  

3. um ihre Entweichung zu vereiteln oder 
um sie wiederzuergreifen. 

  

(4) Gegen andere Personen dürfen Schuss-
waffen gebraucht werden, wenn sie es unter-
nehmen, Untergebrachte gewaltsam zu be-
freien. 
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Abschnitt XV 
Disziplinarmaßnahmen 

Abschnitt XV 
Disziplinarmaßnahmen 

§ 95 
Konfliktgespräch 

§ 95 
Konfliktgespräch 

Verstoßen die Untergebrachten gegen Pflich-
ten, die ihnen durch oder auf Grund dieses 
Gesetzes auferlegt sind, sind die Ursachen 
und Folgen der Verstöße in einem Gespräch 
aufzuarbeiten. In geeigneten Fällen können 
im Wege einvernehmlicher Streitbeilegung 
Vereinbarungen getroffen werden. Insbeson-
dere kommen die Wiedergutmachung des 
Schadens, die Entschuldigung bei Geschä-
digten, die Erbringung von Leistungen für die 
Gemeinschaft und der vorübergehende 
Verbleib auf dem Zimmer in Betracht. Erfül-
len die Gefangenen die Vereinbarung, ist die 
Anordnung einer Disziplinarmaßnahme auf-
grund dieser Verfehlung unzulässig. 

  unverändert 

§ 96 
Disziplinarmaßnahmen 

§ 96 
Disziplinarmaßnahmen 

(1) Disziplinarmaßnahmen dürfen nur ange-
ordnet werden, wenn ein Konfliktgespräch 
nach § 95 ausgeschlossen ist oder nicht aus-
reicht, um das Unrecht der Handlung zu ver-
deutlichen. Von einer Disziplinarmaßnahme 
wird auch abgesehen, wenn es genügt, die 
Untergebrachten zu verwarnen. 

 (1) unverändert 

(2) Disziplinarmaßnahmen können angeord-
net werden, wenn die Untergebrachten 
rechtswidrig und schuldhaft 

 (2) unverändert 

1. gegen Strafgesetze verstoßen oder eine 
Ordnungswidrigkeit begehen, 

  

2. andere Personen verbal oder tätlich an-
greifen, 

  

3. fremdes Eigentum zerstören oder be-
schädigen, 

  

4. verbotene Gegenstände in die Justizvoll-
zugsanstalt bringen, 

  

5. sich am Einschmuggeln verbotener Ge-
genstände beteiligen oder sie besitzen, 

  

6. in sonstiger Weise wiederholt oder 
schwerwiegend gegen die Hausordnung 
verstoßen oder das Zusammenleben in 
der Justizvollzugsanstalt stören. 
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(3) Zulässige Disziplinarmaßnahmen sind  (3) unverändert 

1. der Verweis,  1.  unverändert 

2. die Beschränkung oder der Entzug des 
Fernsehempfangs bis zu einem Monat, 

 2.  unverändert 

3. die Beschränkung oder der Entzug der 
Gegenstände für die Freizeitbeschäfti-
gung mit Ausnahme des Lesestoffs bis zu 
einem Monat, 

 3.  unverändert 

4. der Ausschluss von einzelnen Freizeit-
veranstaltungen bis zu zwei Monaten, 

 4.  unverändert 

5. die Beschränkung des Einkaufs bis zu 
einem Monat, 

 5.  unverändert 

6. die Kürzung des Arbeitsentgelts um zehn 
Prozent bis zu drei Monaten, 

 6.  unverändert 

7. Arrest bis zu vier Wochen.    (entfällt) 

(4) Arrest darf nur wegen schwerer oder wie-
derholter Verfehlungen verhängt werden. 

  (entfällt) 

(5) Mehrere Disziplinarmaßnahmen können 
miteinander verbunden werden. 

 (4) Mehrere Disziplinarmaßnahmen können 
miteinander verbunden werden. 

(6) Disziplinarmaßnahmen sind auch zuläs-
sig, wenn wegen derselben Verfehlung ein 
Straf- oder Bußgeldverfahren eingeleitet wird. 

 (5) Disziplinarmaßnahmen sind auch zuläs-
sig, wenn wegen derselben Verfehlung ein 
Straf- oder Bußgeldverfahren eingeleitet wird. 

§ 97 
Vollzug der Disziplinarmaß-

nahmen, Aussetzung zur Be-
währung 

§ 97 
Vollzug der Disziplinarmaß-

nahmen, Aussetzung zur Be-
währung 

(1) Disziplinarmaßnahmen werden in der 
Regel sofort vollstreckt. Die Vollstreckung ist 
auszusetzen, soweit es zur Gewährung eines 
effektiven Rechtsschutzes erforderlich ist. 

 (1) unverändert 

(2) Disziplinarmaßnahmen können ganz oder 
teilweise bis zu sechs Monaten zur Bewäh-
rung ausgesetzt werden. Die Aussetzung zur 
Bewährung kann ganz oder teilweise wider-
rufen werden, wenn Untergebrachte die ihr 
zugrundeliegenden Erwartungen nicht erfül-
len. 

 (2) unverändert 

(3) Für die Dauer des Arrestes werden die 
Untergebrachten getrennt von anderen Un-
tergebrachten untergebracht. Sie können in 
einem besonderen Arrestraum untergebracht 
werden, der den Anforderungen entsprechen 
muss, die an einen zum Aufenthalt bei Tag 
und Nacht bestimmten Zimmer gestellt wer-
den. Soweit nichts anderes angeordnet wird, 
ruhen die Befugnisse der Untergebrachten 

  (entfällt) 
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zur Ausstattung des Zimmers mit eigenen 
Gegenständen, zum Fernsehempfang und 
Einkauf. Gegenstände für die Freizeitbe-
schäftigung mit Ausnahme des Lesestoffs 
sind nicht zugelassen. Das Recht zur Teil-
nahme am Gottesdienst und das Recht auf 
Aufenthalt im Freien bleiben unberührt. 

§ 98 
Disziplinarbefugnis 

§ 98 
Disziplinarbefugnis 

(1) Disziplinarmaßnahmen ordnet die Leiterin 
oder der Leiter der Einrichtung an. Bei einer 
Verfehlung auf dem Weg in eine andere Ein-
richtung oder Justizvollzugsanstalt zum 
Zweck der Verlegung ist die Leiterin oder der 
Leiter der Bestimmungseinrichtung oder -
anstalt zuständig. 

  unverändert 

(2) Die Aufsichtsbehörde entscheidet, wenn 
sich die Verfehlung gegen die Leiterin oder 
den Leiter der Einrichtung richtet. 

  

(3) Disziplinarmaßnahmen, die in einer ande-
ren Einrichtung oder Justizvollzugsanstalt 
angeordnet worden sind, werden auf Ersu-
chen vollstreckt. § 97 Abs. 2 bleibt unberührt. 

  

§ 99 
Verfahren 

§ 99 
Verfahren 

(1) Der Sachverhalt ist zu klären. Hierbei sind 
sowohl belastende als auch entlastende Um-
stände zu ermitteln. Die betroffenen Unter-
gebrachten werden gehört. Sie werden dar-
über unterrichtet, welche Verfehlungen ihnen 
zur Last gelegt werden. Sie sind darauf hin-
zuweisen, dass es ihnen freisteht sich zu 
äußern. Die Erhebungen werden in einer 
Niederschrift festgelegt; die Einlassung der 
Untergebrachten wird vermerkt. 

 (1) unverändert 

(2) Mehrere Verfehlungen, die gleichzeitig zu 
beurteilen sind, werden durch eine Entschei-
dung geahndet. 

 (2) unverändert 

(3) Die Leiterin oder der Leiter der Einrich-
tung soll sich vor der Entscheidung mit Per-
sonen besprechen, die an der Vollzugsges-
taltung mitwirken. Bei Schwangeren, stillen-
den Müttern oder bei Untergebrachten, die 
sich in ärztlicher Behandlung befinden, ist 
eine Ärztin oder ein Arzt zu hören. 

 (3) unverändert 

(4) Vor der Entscheidung über eine Diszipli-
narmaßnahme erhalten die Untergebrachten 
Gelegenheit, sich zu dem Ergebnis der Er-
mittlungen zu äußern. Die Entscheidung wird 

 (4) unverändert 
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den Gefangenen von der Leiterin oder dem 
Leiter der Einrichtung mündlich eröffnet und 
mit einer kurzen Begründung schriftlich abge-
fasst. 

(5) Bevor Arrest vollzogen wird, ist eine Ärz-
tin oder ein Arzt zu hören. Während des Ar-
restes stehen die Untergebrachten unter ärzt-
licher Aufsicht. Der Vollzug unterbleibt oder 
wird unterbrochen, wenn ansonsten die Ge-
sundheit der Untergebrachten gefährdet wür-
de. 

  (entfällt) 

Abschnitt XVI 
Aufhebung von Maßnahmen, 

Beschwerde 

Abschnitt XVI 
Aufhebung von Maßnahmen, 

Beschwerde 

§ 100 
Aufhebung von Maßnahmen 

unverändert 

(1) Die Aufhebung von Maßnahmen zur Re-
gelung einzelner Angelegenheiten auf dem 
Gebiet des Vollzugs der Unterbringung in der 
Sicherungsverwahrung richtet sich nach den 
nachfolgenden Absätzen, soweit dieses Ge-
setz keine abweichende Bestimmung enthält. 

  

(2) Rechtswidrige Maßnahmen können ganz 
oder teilweise mit Wirkung für die Vergan-
genheit und die Zukunft zurückgenommen 
werden. 

  

(3) Rechtmäßige Maßnahmen können ganz 
oder teilweise mit Wirkung für die Zukunft 
widerrufen werden, wenn 

  

1. aufgrund nachträglich eingetretener oder 
bekannt gewordener Umstände die Maß-
nahmen hätten unterbleiben können, 

  

2. die Maßnahmen missbraucht werden 
oder 

  

3. Weisungen nicht befolgt werden.   

(4) Begünstigende Maßnahmen dürfen nach 
Absatz 2 oder 3 nur aufgehoben werden, 
wenn die vollzuglichen Interessen an der 
Aufhebung in Abwägung mit dem schutzwür-
digen Vertrauen der Betroffenen auf den Be-
stand der Maßnahmen überwiegen. Davon 
ist auszugehen, wenn eine Maßnahme uner-
lässlich ist, um die Sicherheit der Einrichtung 
zu gewährleisten. 

  

(5) Der gerichtliche Rechtsschutz bleibt un-
berührt. 
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§ 101 
Beschwerderecht 

 

(1) Die Untergebrachten erhalten Gelegen-
heit, sich in Angelegenheiten, die sie selbst 
betreffen, mit Wünschen, Anregungen und 
Beschwerden an die Leiterin oder den Leiter 
der Einrichtung zu wenden. 

  

(2) Besichtigen Vertreterinnen oder Vertreter 
der Aufsichtsbehörde die Einrichtung, ist zu 
gewährleisten, dass die Untergebrachten 
sich in Angelegenheiten, die sie selbst betref-
fen, an diese wenden können. 

  

(3) Die Möglichkeit der Dienstaufsichtsbe-
schwerde bleibt unberührt. 

  

Abschnitt XVII 
Kriminologische Forschung 

Abschnitt XVII 
Kriminologische Forschung 

§ 102 
Evaluation, kriminologische 

Forschung 

unverändert 

Die im Vollzug eingesetzten Maßnahmen, 
namentlich Therapien und Methoden zur 
Förderung der Untergebrachten, sind in Zu-
sammenarbeit mit der Forschung und dem 
kriminologischen Dienst auf ihre Wirksamkeit 
wissenschaftlich zu überprüfen. Auf Grundla-
ge der gewonnenen Erkenntnisse sind Kon-
zepte für den Einsatz vollzuglicher Maßnah-
men zu entwickeln und fortzuschreiben. Auch 
im Übrigen sind die Erfahrungen mit der 
Ausgestaltung des Vollzugs durch dieses 
Gesetz sowie der Art und Weise der Anwen-
dung der Vorschriften dieses Gesetzes zu 
überprüfen. § 476 der Strafprozessordnung 
gilt mit der Maßgabe entsprechend, dass 
auch elektronisch gespeicherte personenbe-
zogene Daten übermittelt werden können. 

  

Abschnitt XVIII 
Aufbau und Organisation der 

Einrichtung 

Abschnitt XVIII 
Aufbau und Organisation der 

Einrichtung 

§ 103 
Einrichtung 

unverändert 

(1) Für den Vollzug sind vom Strafvollzug 
getrennte Justizvollzugsanstalten, Teilanstal-
ten oder Abteilungen von Justizvollzugsan-
stalten (Einrichtung) vorzusehen. Die Gestal-
tung der Einrichtung muss therapeutischen 
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Erfordernissen entsprechen und Wohngrup-
penvollzug ermöglichen. 

(2) Es ist eine bedarfsgerechte Anzahl und 
Ausstattung von Plätzen insbesondere für 
therapeutische Maßnahmen, für Maßnahmen 
der Beschäftigung, Besuche, Freizeit, Sport 
und Seelsorge vorzusehen. § 11 Abs. 3 bleibt 
unberührt. 

  

(3) Zimmer, Gemeinschafts- und Besuchs-
räume sind wohnlich und zweckentsprechend 
auszustatten. 

  

§ 104 
Festsetzung der Belegungsfä-

higkeit 

 

Die Aufsichtsbehörde setzt die Belegungsfä-
higkeit der Einrichtung so fest, dass eine 
angemessene Unterbringung der Unterge-
brachten gewährleistet ist. § 103 Abs. 2 ist zu 
berücksichtigen. 

  

§ 105 
Leitung der Einrichtung 

 

Die Leiterin oder der Leiter der Justizvoll-
zugsanstalt bestimmt mit Zustimmung der 
Aufsichtsbehörde eine Beamtin oder einen 
Beamten des höheren Dienstes zur Leiterin 
oder zum Leiter der Einrichtung. Die Leiterin 
oder der Leiter der Einrichtung trägt die Ver-
antwortung für den gesamten Vollzug und 
vertritt die Einrichtung nach außen. Sie oder 
er kann einzelne Aufgabenbereiche auf an-
dere Bedienstete übertragen. 

  

§ 106 
Bedienstete 

 

(1) Um eine Betreuung nach § 66c Abs. 1 
Nr. 1 StGB zu gewährleisten, wird die Ein-
richtung mit dem für die Erfüllung ihrer Auf-
gaben erforderlichen Personal, insbesondere 
mit psychologischen und sozialen Fachkräf-
ten und im allgemeinen Vollzugsdienst, aus-
gestattet; im Übrigen wird die Erfüllung der 
Aufgaben durch die Bediensteten der Justiz-
vollzugsanstalt erbracht. 

  

(2) Das Personal muss für den Vollzug der 
Unterbringung in der Sicherungsverwahrung 
persönlich geeignet und fachlich qualifiziert 
sein. Fortbildungen sowie Praxisberatung 
und Praxisbegleitung für die Bediensteten 
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werden regelmäßig durchgeführt.  

(3) Die Bediensteten des allgemeinen Voll-
zugdienstes, des psychologischen und sozia-
len Dienstes sollen Wohngruppen zugeord-
net werden. Eine Betreuung in den Wohn-
gruppen ist auch in der beschäftigungs- und 
arbeitsfreien Zeit der Untergebrachten, ins-
besondere am Wochenende, in dem erfor-
derlichen Umfang zu gewährleisten. 

  

§ 107 
Seelsorge 

 

(1) Die seelsorgerische Betreuung erfolgt 
über die Justizvollzugsanstalt. Seelsorgeri-
sche Gespräche erfolgen in der Einrichtung. 

  

(2) Mit Zustimmung der Leiterin oder des 
Leiters der Einrichtung darf die Seelsorgerin 
oder der Seelsorger sich freier Seelsorgehel-
fer bedienen und diese für Gottesdienste 
sowie für andere religiöse Veranstaltungen 
von außen zuziehen. 

  

§ 108 
Medizinische Versorgung 

 

Die ärztliche Versorgung wird über die Jus-
tizvollzugsanstalt sichergestellt. 

  

§ 109 
Interessenvertretung der Un-

tergebrachten 

 

(1) Den Untergebrachten ist zu ermöglichen, 
eine Interessenvertretung zu wählen. Die 
Vertretung kann in Angelegenheiten von ge-
meinsamem Interesse, die sich ihrer Eigenart 
nach für eine Mitwirkung eignen, Vorschläge 
und Anregungen an die Einrichtung heran-
tragen. Diese sollen mit der Vertretung erör-
tert werden. 

  

(2) Wird die Unterbringung in der Siche-
rungsverwahrung in gesonderten Gebäuden 
oder Abteilungen auf dem Gelände einer 
Justizvollzugsanstalt vollzogen, ist der Ver-
tretung zu gestatten, an der Gefangenenmit-
verantwortung mitzuwirken. 

  

§ 110 
Hausordnung 

 

Die Leiterin oder der Leiter der Einrichtung 
erlässt zur Gestaltung und Organisation des 
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Vollzugsalltags eine Hausordnung auf der 
Grundlage dieses Gesetzes. Vor deren Er-
lass oder Änderung beteiligt sie oder er die 
Interessenvertretung der Untergebrachten. 
Die Aufsichtsbehörde kann sich die Geneh-
migung der Hausordnung vorbehalten. 

Abschnitt XIX 
Aufsicht, Beirat 

Abschnitt XIX 
Aufsicht, Beirat 

§ 111 
Aufsichtsbehörde 

unverändert 

(1) Das für den Strafvollzug zuständige Mi-
nisterium führt die Aufsicht über die Einrich-
tung (Aufsichtsbehörde). 

  

(2) Die Aufsichtsbehörde kann sich Entschei-
dungen über Verlegungen und Überstellun-
gen vorbehalten. 

  

§ 112 
Vollstreckungsplan, Vollzugs-

gemeinschaften 

 

(1) Die Aufsichtsbehörde regelt die örtliche 
und sachliche Zuständigkeit der Einrichtung 
in einem Vollstreckungsplan durch Rechts-
verordnung. 

  

(2) Im Rahmen von Vollzugsgemeinschaften 
kann der Vollzug auch in Einrichtungen ande-
rer Länder vorgesehen werden. 

  

§ 113 
Beirat 

 

(1) Bei der Einrichtung ist ein Beirat zu bil-
den. Er wirkt beratend bei der Gestaltung des 
Vollzugs und der Eingliederung der Unterge-
brachten mit, fördert das Verständnis für den 
Vollzug und seine gesellschaftliche Akzep-
tanz und vermittelt Kontakte zu öffentlichen 
und privaten Einrichtungen. 

  

(2) Bedienstete dürfen nicht Mitglieder des 
Beirats sein. 

  

(3) Das Nähere regelt die Aufsichtsbehörde.   

(4) Der Beirat steht der Leiterin oder dem 
Leiter der Einrichtung, den Bediensteten und 
den Untergebrachten als Ansprechpartner 
zur Verfügung. 

  

(5) Die Mitglieder des Beirats können sich 
über die Unterbringung und die Gestaltung 
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des Vollzugs unterrichten und die Einrichtung 
besichtigen. Sie können die Untergebrachten 
in ihren Zimmern aufsuchen. Unterhaltung 
und Schriftwechsel werden nicht überwacht. 

(6) Die Mitglieder des Beirats sind verpflich-
tet, außerhalb ihres Amtes über alle Angele-
genheiten, die ihrer Natur nach vertraulich 
sind, besonders über Namen und Persön-
lichkeit der Untergebrachten, Verschwiegen-
heit zu bewahren. Dies gilt auch nach Been-
digung ihres Amtes. 

  

Abschnitt XX 
Datenschutz 

Abschnitt XX 
Datenschutz 

§ 114 
Erhebung personenbezogener 

Daten 

§ 114 
Erhebung personenbezogener 

Daten 

(1) Die Einrichtung und die Aufsichtsbehörde 
dürfen personenbezogene Daten erheben, 
soweit dies für den Vollzug erforderlich ist. 

  unverändert 

(2) Personenbezogene Daten sind bei den 
Betroffenen zu erheben. Ohne ihre Mitwir-
kung dürfen sie nur erhoben werden, wenn 

  

1. eine Rechtsvorschrift dies vorsieht oder 
zwingend voraussetzt oder 

  

2.    

a) die zu erfüllende Verwaltungsaufgabe 
nach Art oder Geschäftszweck eine 
Erhebung bei anderen Personen oder 
Stellen erforderlich macht oder 

 

b) die Erhebung bei den Betroffenen ei-
nen unverhältnismäßigen Aufwand er-
fordern würde 

 

und keine Anhaltspunkte dafür bestehen, 
dass überwiegende schutzwürdige Interes-
sen der Betroffenen beeinträchtigt werden. 

  

(3) Werden personenbezogene Daten bei 
den Betroffenen erhoben, sind diese, sofern 
sie nicht bereits auf andere Weise Kenntnis 
erlangt haben, von der verantwortlichen Stel-
le über 

  

1. die Identität der verantwortlichen Stelle,   

2. die Zweckbestimmungen der Erhebung, 
Verarbeitung oder Nutzung und 

  

3. die Kategorien von Empfängerinnen oder 
Empfängern nur, soweit die Betroffenen 
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nach den Umständen des Einzelfalls nicht 
mit der Übermittlung an diese rechnen 
müssen, 

zu unterrichten. Werden personenbezogene 
Daten bei den Betroffenen aufgrund einer 
Rechtsvorschrift erhoben, die zur Auskunft 
verpflichtet, oder ist die Erteilung der Aus-
kunft Voraussetzung für die Gewährung von 
Rechtsvorteilen, sind die Betroffenen hierauf, 
sonst auf die Freiwilligkeit ihrer Angaben 
hinzuweisen. Soweit nach den Umständen 
des Einzelfalles erforderlich oder auf Verlan-
gen, sind sie über die Rechtsvorschrift und 
über die Folgen der Verweigerung von Anga-
ben aufzuklären. 

  

(4) Daten über Personen, die nicht Unterge-
brachte sind, dürfen ohne ihre Mitwirkung bei 
Personen oder Stellen außerhalb der Einrich-
tung oder Aufsichtsbehörde nur erhoben 
werden, wenn sie für die Behandlung von 
Untergebrachten, die Sicherheit der Einrich-
tung oder die Sicherung des Vollzugs einer 
Jugend- oder Freiheitsstrafe unerlässlich sind 
und die Art der Erhebung schutzwürdige Inte-
ressen der Betroffenen nicht beeinträchtigt. 

  

(5) Über eine ohne ihre Kenntnis vorgenom-
mene Erhebung personenbezogener Daten 
werden die Betroffenen unter Angabe dieser 
Daten unterrichtet, soweit der in Absatz 1 
genannte Zweck dadurch nicht gefährdet 
wird. Sind die Daten bei anderen Personen 
oder Stellen erhoben worden, kann die Un-
terrichtung unterbleiben, wenn 

  

1. die Daten nach einer Rechtsvorschrift 
oder ihrem Wesen nach, namentlich we-
gen des überwiegenden berechtigten In-
teresses Dritter, geheim gehalten werden 
müssen oder 

  

2. der Aufwand der Unterrichtung außer 
Verhältnis zum Schutzzweck steht und 
keine Anhaltspunkte dafür bestehen, 
dass überwiegende schutzwürdige Inte-
ressen der Betroffenen beeinträchtigt 
werden. 

  

(6) Werden personenbezogene Daten statt 
bei den Betroffenen bei einer nichtöffentli-
chen Stelle erhoben, ist die Stelle auf die 
Rechtsvorschrift, die zur Auskunft verpflich-
tet, sonst auf die Freiwilligkeit ihrer Angaben 
hinzuweisen. 

  



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 18. Wahlperiode Drucksache 18/722

 

 - 63 - 

§ 115 
Verarbeitung und Nutzung 

§ 115 
Verarbeitung und Nutzung 

(1) Die Einrichtung und die Aufsichtsbehörde 
dürfen personenbezogene Daten verarbeiten 
und nutzen, soweit dies für den Vollzug er-
forderlich ist. 

 (1) unverändert 

(2) Die Verarbeitung und Nutzung personen-
bezogener Daten für andere Zwecke ist zu-
lässig, soweit dies 

 (2) Die Verarbeitung und Nutzung personen-
bezogener Daten für andere Zwecke ist zu-
lässig, soweit dies 

1. zur Abwehr von sicherheitsgefährdenden 
oder geheimdienstlichen Tätigkeiten für 
eine fremde Macht oder von Bestrebun-
gen im Geltungsbereich des Grundgeset-
zes, die durch Anwendung von Gewalt 
oder darauf gerichtete Vorbereitungs-
handlungen 

 1.  unverändert 

a) gegen die freiheitliche demokratische 
Grundordnung, den Bestand oder die 
Sicherheit des Bundes oder eines 
Landes gerichtet sind, 

 

b) eine ungesetzliche Beeinträchtigung 
der Amtsführung der Verfassungsor-
gane des Bundes oder eines Landes 
oder ihrer Mitglieder zum Ziele haben 
oder 

 

c) auswärtige Belange der Bundesrepu-
blik Deutschland gefährden, 

 

2. zur Abwehr erheblicher Nachteile für das 
Gemeinwohl oder einer Gefahr für die öf-
fentliche Sicherheit, 

 2.  unverändert 

3. zur Abwehr einer schwerwiegenden Be-
einträchtigung der Rechte einer anderen 
Person, 

 3.  unverändert 

4. zur Verhinderung oder Verfolgung  4. zur Verhinderung oder Verfolgung 

a) von Straftaten sowie a)  unverändert 

b) von Ordnungswidrigkeiten, durch wel-
che die Sicherheit oder Ordnung der 
Einrichtung gefährdet werden, oder 

b) von Ordnungswidrigkeiten, durch wel-
che die Sicherheit oder in schwer-
wiegender Weise die Ordnung der 
Einrichtung gefährdet werden, oder 

5. für Maßnahmen der Strafvollstreckung 
oder strafvollstreckungsrechtliche Ent-
scheidungen 

 5.  unverändert 

erforderlich ist.  erforderlich ist. 

(3) Eine Verarbeitung oder Nutzung für ande-
re Zwecke liegt nicht vor, soweit sie dem 
gerichtlichen Rechtsschutz im Zusammen-

 (3) unverändert 
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hang mit diesem Gesetz oder den in § 13 
Abs. 5 des Landesdatenschutzgesetzes vom 
9. Februar 2000 (GVOBl. Schl.-H. S. 169), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 11. Januar 2012 (GVOBl. Schl.-H. S. 78) 
und § 14 Abs. 3 des Bundesdatenschutzge-
setzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Januar 2003 (BGBl. I S. 66), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 14. August 2009 
(BGBl. I S. 2814), genannten Zwecken dient. 

(4) Über die in den Absätzen 1 und 2 gere-
gelten Zwecke hinaus dürfen zuständigen 
öffentlichen Stellen personenbezogene Da-
ten übermittelt werden, soweit dies für 

 (4) unverändert 

1. Maßnahmen der Gerichtshilfe, Jugendge-
richtshilfe, Bewährungshilfe, Führungs-
aufsicht oder forensischen Ambulanzen, 

  

2. Entscheidungen in Gnadensachen,   

3. gesetzlich angeordnete Statistiken der 
Rechtspflege, 

  

4. sozialrechtliche Maßnahmen,   

5. die Einleitung von Hilfsmaßnahmen für 
Angehörige der Untergebrachten nach § 
11 Abs. 1 Nr. 1 des Strafgesetzbuchs, 

  

6. dienstliche Maßnahmen der Bundeswehr 
im Zusammenhang mit der Aufnahme 
und Entlassung von Soldaten, 

  

7. ausländerrechtliche Maßnahmen oder   

8. die Durchführung der Besteuerung   

erforderlich ist. Eine Übermittlung für andere 
Zwecke ist auch zulässig, soweit eine andere 
gesetzliche Bestimmung dies vorsieht und 
sich dabei ausdrücklich auf personenbezo-
gene Daten über Untergebrachte bezieht. 

  

(5) Absatz 4 gilt entsprechend, wenn sich die 
öffentlichen Stellen zur Erfüllung ihrer Aufga-
ben nichtöffentlicher Stellen bedienen und 
deren Mitwirkung ohne Übermittlung der Da-
ten unmöglich oder wesentlich erschwert 
würde. 

 (5) unverändert 

(6) Die Einrichtung oder die Aufsichtsbehörde 
darf öffentlichen oder nichtöffentlichen Stel-
len auf schriftlichen Antrag mitteilen, ob sich 
eine Person im Vollzug der Unterbringung in 
der Sicherungsverwahrung befindet und so-
bald das Gericht den Entlassungszeitpunkt 
festgelegt hat, wann ihre Entlassung voraus-
sichtlich innerhalb eines Jahres bevorsteht, 

 (6) unverändert 
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soweit 

1. die Mitteilung zur Erfüllung der in der Zu-
ständigkeit der öffentlichen Stelle liegen-
den Aufgaben erforderlich ist oder 

  

2. von nichtöffentlichen Stellen ein berech-
tigtes Interesse an dieser Mitteilung 
glaubhaft dargelegt wird und die Unter-
gebrachten kein schutzwürdiges Interes-
se an dem Ausschluss der Übermittlung 
haben. 

  

Den Verletzten einer Straftat können darüber 
hinaus auf schriftlichen Antrag Auskünfte 
über die Entlassungsadresse oder die Ver-
mögensverhältnisse von Untergebrachten 
erteilt werden, wenn die Erteilung zur Fest-
stellung oder Durchsetzung von Rechtsan-
sprüchen im Zusammenhang mit der Straftat 
erforderlich ist. Die Untergebrachten werden 
vor der Mitteilung gehört, es sei denn, es ist 
zu besorgen, dass dadurch die Verfolgung 
des Interesses der Antragstellerinnen und 
Antragsteller vereitelt oder wesentlich er-
schwert werden würde, und eine Abwägung 
ergibt, dass dieses Interesse das Interesse 
der Untergebrachten an ihrer vorherigen An-
hörung überwiegt. Ist die Anhörung unter-
blieben, werden die betroffenen Unterge-
brachten über die Mitteilung der Einrichtung 
oder Aufsichtsbehörde nachträglich unterrich-
tet. 

  

(7) Akten mit personenbezogenen Daten 
dürfen nur anderen Einrichtungen, Justizvoll-
zugsanstalten, Aufsichtsbehörden, den für 
strafvollzugs-, strafvollstreckungs- und straf-
rechtliche Entscheidungen zuständigen Ge-
richten sowie den Strafvollstreckungs- und 
Strafverfolgungsbehörden überlassen wer-
den. Die Überlassung an andere öffentliche 
Stellen ist zulässig, soweit die Erteilung einer 
Auskunft einen unvertretbaren Aufwand er-
fordert oder nach Darlegung der Aktenein-
sicht begehrenden Stellen für die Erfüllung 
der Aufgabe nicht ausreicht. Entsprechendes 
gilt für die Überlassung von Akten an die von 
einer Einrichtung oder Aufsichtsbehörde, 
einer Strafvollstreckungsbehörde oder einem 
Gericht mit Gutachten beauftragten Stellen. 

 (7) unverändert 

(8) Sind mit personenbezogenen Daten, die 
nach den Absätzen 1, 2 oder 4 übermittelt 
werden dürfen, weitere personenbezogene 
Daten von Betroffenen oder von Dritten in 
Akten so verbunden, dass eine Trennung 
nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand 
möglich ist, ist die Übermittlung auch dieser 

 (8) unverändert 
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Daten zulässig, soweit nicht berechtigte Inte-
ressen von Betroffenen oder Dritten an deren 
Geheimhaltung offensichtlich überwiegen. 
Eine Verarbeitung oder Nutzung dieser Da-
ten durch die Empfängerinnen und Empfän-
ger ist unzulässig. 

(9) Bei der Überwachung der Besuche, der 
Telefongespräche, anderer Formen der Tele-
kommunikation oder des Schriftwechsels 
sowie bei der Überwachung des Inhaltes von 
Paketen bekannt gewordene personenbezo-
gene Daten dürfen nur 

 (9) Bei der Überwachung der Besuche, der 
Telefongespräche, anderer Formen der Tele-
kommunikation oder des Schriftwechsels 
sowie bei der Überwachung des Inhaltes von 
Paketen bekannt gewordene personenbezo-
gene Daten dürfen nur 

1. für die in Absatz 2 aufgeführten Zwecke,  1.  unverändert 

2. für den gerichtlichen Rechtsschutz im 
Zusammenhang mit diesem Gesetz, 

 2.  unverändert 

3. zur Wahrung der Sicherheit oder Ord-
nung der Einrichtung oder 

 3. zur Wahrung der Sicherheit oder zur 
Abwehr von schwerwiegenden Gefah-
ren für die Ordnung der Einrichtung oder 

4. nach Anhörung der Untergebrachten für 
Zwecke der Behandlung 

 4.  unverändert 

verarbeitet und genutzt werden.  verarbeitet und genutzt werden. 

(10) Personenbezogene Daten, die nach 
§ 114 Abs. 4 über Personen, die nicht Unter-
gebrachte sind, erhoben worden sind, dürfen 
nur zur Erfüllung des Erhebungszwecks, für 
die in Absatz 2 Nr. 1 bis 3 geregelten Zwecke 
oder zur Verhinderung oder Verfolgung von 
Straftaten von erheblicher Bedeutung verar-
beitet oder genutzt werden. 

 (10) unverändert 

(11) Die Übermittlung von personenbezoge-
nen Daten unterbleibt, soweit die in § 121 
Abs. 2 oder § 123 Abs. 3 und 5 geregelten 
Einschränkungen oder besondere gesetzli-
che Verwendungsregelungen entgegenste-
hen. 

 (11) unverändert 

(12) Die Verantwortung für die Zulässigkeit 
der Übermittlung trägt die übermittelnde Ein-
richtung oder Aufsichtsbehörde. Erfolgt die 
Übermittlung auf Ersuchen einer öffentlichen 
Stelle, trägt diese die Verantwortung. In die-
sem Fall prüft die übermittelnde Einrichtung 
oder Aufsichtsbehörde nur, ob das Übermitt-
lungsersuchen im Rahmen der Aufgaben der 
Empfängerin liegt und die Absätze 8 bis 10 
der Übermittlung nicht entgegenstehen, es 
sei denn, dass besonderer Anlass zur Prü-
fung der Zulässigkeit der Übermittlung be-
steht. 

 (12) unverändert 
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§ 116 
Erkennungsdienstliche Maß-
nahmen, Lichtbildausweise 

§ 116 
Erkennungsdienstliche Maß-
nahmen, Lichtbildausweise 

(1) Zur Sicherung des Vollzugs, zur Auf-
rechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung 
der Einrichtung oder zur Identitätsfeststellung 
sind mit Kenntnis der Untergebrachten zuläs-
sig: 

 (1) Zur Sicherung des Vollzugs, zur Auf-
rechterhaltung der Sicherheit, zur Abwehr 
von schwerwiegenden Gefahren für die 
Ordnung der Einrichtung oder zur Identitäts-
feststellung sind mit Kenntnis der Unterge-
brachten zulässig: 

1. die Abnahme von Finger- und Handflä-
chenabdrücken, 

 1.  unverändert 

2. die Aufnahme von Lichtbildern,  2.  unverändert 

3. die Feststellung äußerlicher körperlicher 
Merkmale, 

 3.  unverändert 

4. biometrische Erfassung der Merkmale 
des Gesichts, der Augeniris, der Hände 
oder der Unterschrift und 

 4.  unverändert 

5. Messungen.  5.  unverändert 

(2) Die hierbei gewonnenen Unterlagen oder 
Daten werden zu den Personalakten der Un-
tergebrachten genommen oder in automati-
sierten Verfahren gespeichert. Sie können 
zum Zwecke der kriminalpolizeilichen Samm-
lungen an die hierfür zuständigen Polizei-
dienststellen übermittelt werden. Sie dürfen 
nur für die in Absatz 1 und in § 115 Abs. 2 
Nr. 4 genannten Zwecke verarbeitet oder den 
Vollstreckungs- und Strafverfolgungsbehör-
den zum Zwecke der Fahndung und Fest-
nahme der entwichenen oder sich sonst ohne 
Erlaubnis außerhalb der Einrichtung aufhal-
tenden Untergebrachten übermittelt werden. 

 (2) unverändert 

(3) Werden die Untergebrachten entlassen 
oder in eine andere Einrichtung verlegt, sind 
die personenbezogenen Daten nach spätes-
tens zwei Jahren zu löschen. 

 (3) unverändert 

(4) Die Einrichtung kann die Untergebrachten 
verpflichten, einen Lichtbildausweis mit sich 
zu führen, wenn dies aus Gründen der Si-
cherheit oder Ordnung der Einrichtung erfor-
derlich ist. Dieser ist bei der Entlassung oder 
bei der Verlegung in eine andere Einrichtung 
oder Justizvollzugsanstalt einzuziehen und 
zu vernichten. 

 (4) Die Einrichtung kann die Untergebrachten 
verpflichten, einen Lichtbildausweis mit sich 
zu führen, wenn dies aus Gründen der Si-
cherheit oder aus schwerwiegenden Grün-
den der Ordnung der Einrichtung erforderlich 
ist. Dieser ist bei der Entlassung oder bei der 
Verlegung in eine andere Einrichtung oder 
Justizvollzugsanstalt einzuziehen und zu 
vernichten. 
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§ 117 
Videoüberwachung 

§ 117 
Videoüberwachung 

(1) Soweit es aus Gründen der Sicherheit 
oder Ordnung erforderlich ist, ist die Beo-
bachtung einzelner Bereiche des Einrich-
tungsgebäudes einschließlich des Gebäude-
inneren, des Einrichtungsgeländes oder der 
unmittelbaren Umgebung der Einrichtung mit 
optisch-elektronischen Einrichtungen (Video-
überwachung) sowie im Einzelfall eine Auf-
zeichnung zulässig. Die Videoüberwachung 
von Zimmern und Gemeinschaftsräumen in 
der Wohngruppe ist ausgeschlossen. 

 (1) Soweit es aus Gründen der Sicherheit 
oder aus schwerwiegenden Gründen der 
Ordnung erforderlich ist, ist die Beobachtung 
einzelner Bereiche des Einrichtungsgebäu-
des einschließlich des Gebäudeinneren, des 
Einrichtungsgeländes oder der unmittelbaren 
Umgebung der Einrichtung mit optisch-
elektronischen Einrichtungen (Videoüberwa-
chung) sowie im Einzelfall eine Aufzeichnung 
zulässig. Die Videoüberwachung von Zim-
mern und Gemeinschaftsräumen in der 
Wohngruppe ist ausgeschlossen. 

(2) Der Umstand der Videoüberwachung ist 
durch geeignete Maßnahmen erkennbar zu 
machen. Soweit hierdurch der Zweck der 
Videoüberwachung vereitelt würde, kann die 
Leiterin oder der Leiter der Einrichtung eine 
zeitlich befristete verdeckte Überwachung 
anordnen. 

 (2) unverändert 

(3) Werden durch Videoüberwachung erho-
bene Daten einer bestimmten Person zuge-
ordnet, sind Verarbeitung und Nutzung der 
Daten nur zu den in § 115 Abs. 1 und Abs. 2 
Nr. 1, 2 oder 4 genannten Zwecken zulässig. 

 (3) unverändert 

(4) Die Betroffenen sind über eine Verarbei-
tung und Nutzung ihrer personenbezogenen 
Daten zu benachrichtigen, sofern die Daten 
nicht innerhalb der Einrichtung verbleiben 
und binnen vier Wochen gelöscht werden. 
Eine Pflicht zur Benachrichtigung besteht 
nicht, sofern die Betroffenen auf andere Wei-
se Kenntnis von der Verarbeitung und Nut-
zung erlangt haben. Die Unterrichtung kann 
unterbleiben, solange durch sie der Zweck 
der Maßnahme vereitelt würde. Die Unter-
richtung ist unverzüglich nachzuholen, sobald 
der Zweck der Maßnahme entfallen ist. 

 (4) unverändert 

§ 118 
Auslesen von Datenspeichern 

§ 118 
Auslesen von Datenspeichern 

(1) Die Leiterin oder der Leiter der Einrich-
tung kann das Auslesen von elektronischen 
Datenspeichern sowie elektronischen Gerä-
ten mit Datenspeichern anordnen, die Unter-
gebrachte ohne Erlaubnis besitzen, wenn 
konkrete Anhaltspunkte die Annahme recht-
fertigen, dass dies für die Erreichung des 
Vollzugsziels, den Schutz der Allgemeinheit 
vor weiteren Straftaten oder aus Gründen der 
Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ord-

 (1) Die Leiterin oder der Leiter der Einrich-
tung kann das Auslesen von elektronischen 
Datenspeichern sowie elektronischen Gerä-
ten mit Datenspeichern anordnen, die Unter-
gebrachte ohne Erlaubnis besitzen, wenn 
konkrete Anhaltspunkte die Annahme recht-
fertigen, dass dies für die Erreichung des 
Vollzugsziels, den Schutz der Allgemeinheit 
vor weiteren Straftaten oder aus Gründen der 
Aufrechterhaltung der Sicherheit oder zur 
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nung der Einrichtung und der Sicherung des 
Vollzuges erforderlich ist. Die Untergebrach-
ten sind bei der Aufnahme über die Möglich-
keit des Auslesens von Datenspeichern zu 
belehren. 

Abwehr schwerwiegender Gefahren der 
Ordnung der Einrichtung und der Sicherung 
des Vollzuges erforderlich ist. Die Unterge-
brachten sind bei der Aufnahme über die 
Möglichkeit des Auslesens von Datenspei-
chern zu belehren. 

(2) Die beim Auslesen von Datenspeichern 
nach Absatz 1 erhobenen Daten dürfen nur 
verarbeitet werden, soweit dies zu den dort 
genannten Zwecken erforderlich ist. Sie dür-
fen nicht weiterverarbeitet werden, soweit sie 

 (2) unverändert 

1. zum Kernbereich der privaten Lebens-
gestaltung Dritter gehören oder 

  

2. zum Kernbereich der privaten Lebens-
gestaltung Untergebrachter gehören und 
die weitere Verarbeitung nach Abwägung 
der in Absatz 1 genannten vollzuglichen 
Interessen an der Verarbeitung und der 
Interessen der Untergebrachten an der il-
legalen Speicherung der Daten unzumut-
bar ist. 

  

(3) Nach Absatz 1 erhobene Daten sind un-
verzüglich zu löschen, soweit eine Verarbei-
tung nach Absatz 2 unzulässig ist. Die Daten 
sind spätestens 72 Stunden nach dem Ende 
des Auslesens zu löschen, soweit nicht die 
weitere Aufbewahrung im Einzelfall zu Be-
weiszwecken unerlässlich ist. 

 (3) unverändert 

§ 119 
Zentrale Datei, Einrichtung au-
tomatisierter Übermittlungs- 

und Abrufverfahren 

§ 119 
Zentrale Datei, Einrichtung au-
tomatisierter Übermittlungs- 

und Abrufverfahren 

(1) Die nach § 114 erhobenen Daten können 
für die Einrichtung und die Aufsichtsbehörde 
in einer zentralen Datei gespeichert werden. 

  unverändert 

(2) Die Einrichtung eines automatisierten 
Verfahrens, das die Übermittlung oder den 
Abruf personenbezogener Daten aus der 
zentralen Datei nach § 115 Abs. 2 und 4 er-
möglicht, ist zulässig, soweit diese Form der 
Datenübermittlung oder des Datenabrufs 
unter Berücksichtigung der schutzwürdigen 
Belange der betroffenen Personen und der 
Erfüllung des Zwecks der Übermittlung an-
gemessen ist. Die automatisierte Übermitt-
lung der für § 13 Abs. 1 Satz 3 des Bundes-
kriminalamtsgesetzes vom 7. Juli 1997 
(BGBl. I S. 1650), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 21. Juli 2012 
(BGBl. I S. 1566), erforderlichen personen-
bezogenen Daten kann auch anlassunab-
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hängig erfolgen. 

(3) Die speichernde Stelle hat zu gewährleis-
ten, dass die Übermittlung und der Abruf 
festgestellt und überprüft werden kann. Der 
Abruf der Daten wird protokolliert. 

  

(4) Das für den Justizvollzug zuständige Mi-
nisterium bestimmt im Benehmen mit dem 
Unabhängigen Landeszentrum für Daten-
schutz die Einzelheiten der Einrichtung au-
tomatisierter Übermittlungs- und Abrufverfah-
ren einschließlich der Aufbewahrung der ge-
mäß Absatz 3 zu führenden Protokolle durch 
Rechtsverordnung. Die Rechtsverordnung 
hat den Datenempfänger, die Datenart und 
den Zweck des Abrufs festzulegen. Sie hat 
Maßnahmen zur Datensicherung und zur 
Kontrolle vorzusehen, die in einem ange-
messenen Verhältnis zu dem angestrebten 
Schutzzweck stehen. 

  

(5) Das für den Justizvollzug zuständige Mi-
nisterium kann mit anderen Ländern und dem 
Bund zur Prüfung, Vorbereitung und Umset-
zung von Verlegungen und im Rahmen von 
Vollzugsgemeinschaften einen Datenverbund 
vereinbaren, der eine automatisierte Daten-
übermittlung ermöglicht. 

  

§ 120 
Zweckbindung 

§ 120 
Zweckbindung 

Von der Einrichtung oder der Aufsichtsbe-
hörde übermittelte personenbezogene Daten 
dürfen nur zu dem Zweck verarbeitet oder 
genutzt werden, zu dessen Erfüllung sie 
übermittelt worden sind. Die Empfängerinnen 
oder Empfänger dürfen die Daten für andere 
Zwecke nur verarbeiten oder nutzen, soweit 
sie ihnen auch für diese Zwecke hätten 
übermittelt werden dürfen, und wenn im Fall 
einer Übermittlung an nichtöffentliche Stellen 
die übermittelnde Einrichtung oder Aufsichts-
behörde zugestimmt hat. Die Einrichtung 
oder die Aufsichtsbehörde hat die nichtöffent-
lichen Empfängerinnen oder Empfänger auf 
die Zweckbindung nach Satz 1 hinzuweisen. 

  unverändert 

§ 121 
Schutz besonderer Daten 

§ 121 
Schutz besonderer Daten 

(1) Das religiöse oder weltanschauliche Be-
kenntnis und personenbezogene Daten von 
Untergebrachten, die anlässlich ärztlicher 
Untersuchungen erhoben worden sind, dür-
fen in der Einrichtung nicht allgemein kennt-

  unverändert 
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lich gemacht werden. Andere personenbezo-
gene Daten von Untergebrachten dürfen in-
nerhalb der Einrichtung allgemein kenntlich 
gemacht werden, soweit dies für ein geord-
netes Zusammenleben in der Einrichtung 
erforderlich ist. § 115 Abs. 8 bis 10 bleibt 
unberührt. 

(2) Die in der Einrichtung tätigen   

1. Ärztinnen und Ärzten, Zahnärztinnen und 
Zahnärzten sowie Angehörigen eines an-
deren Heilberufs, der für die Berufsaus-
übung oder die Führung der Berufsbe-
zeichnung eine staatlich geregelte Aus-
bildung erfordert, 

  

2. Berufspsychologinnen und Berufspsycho-
logen mit staatlich anerkannter wissen-
schaftlicher Abschlussprüfung oder 

  

3. staatlich anerkannten Sozialarbeiterinnen 
und Sozialarbeiter, Sozialpädagoginnen 
und Sozialpädagogen 

  

unterliegen auch gegenüber der Einrichtung 
und der Aufsichtsbehörde der Schweige-
pflicht, sofern ihnen personenbezogene Da-
ten von Untergebrachten als Geheimnis an-
vertraut oder über Untergebrachte sonst be-
kannt geworden sind. Die in Satz 1 genann-
ten Personen haben sich gegenüber der Ein-
richtungsleitung zu offenbaren, soweit dies 
zur Abwehr von erheblichen Gefahren für 
Leib oder Leben von Dritten unerlässlich ist. 
Sonstige Offenbarungsbefugnisse bleiben 
unberührt. Die Untergebrachten sind vor der 
Erhebung über die nach den Sätzen 2 und 3 
bestehenden Offenbarungsbefugnisse zu 
unterrichten. 

  

(3) Die nach Absatz 2 offenbarten Daten dür-
fen nur für den Zweck, für den sie offenbart 
wurden oder für den eine Offenbarung zuläs-
sig gewesen wäre, und nur unter denselben 
Voraussetzungen verarbeitet oder genutzt 
werden, unter denen eine in Absatz 2 Satz 1 
genannte Person selbst hierzu befugt wäre. 
Die Einrichtungsleitung kann unter diesen 
Voraussetzungen die unmittelbare Offenba-
rung gegenüber bestimmten Bediensteten 
allgemein zulassen. 

  

(4) Sofern Ärztinnen oder Ärzte, Psycholo-
ginnen oder Psychologen außerhalb des 
Vollzugs mit der Untersuchung oder Behand-
lung von Untergebrachten beauftragt werden, 
sind sie bei Vorliegen der Voraussetzungen 
des Absatz 2 Satz 2 befugt, ihnen als Ge-
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heimnis anvertraute oder sonst bekannt ge-
wordene Daten über Untergebrachte gegen-
über der Einrichtungsleitung oder den mit der 
ärztlichen oder psychologischen Behandlung 
der Untergebrachten in der Einrichtung 
betrauten Personen zu offenbaren. 

§ 122 
Schutz der Daten in Akten und 

Dateien 

§ 122 
Schutz der Daten in Akten und 

Dateien 

(1) Die Bediensteten dürfen sich von perso-
nenbezogenen Daten nur Kenntnis verschaf-
fen, soweit dies zur Erfüllung der ihnen oblie-
genden Aufgaben oder für die zur gemein-
samen Aufgabenerfüllung notwendige Zu-
sammenarbeit erforderlich ist. 

  unverändert 

(2) Akten und Dateien mit personenbezoge-
nen Daten sind durch die erforderlichen 
technischen und organisatorischen Maß-
nahmen gegen unbefugten Zugang und un-
befugten Gebrauch zu schützen. Gesund-
heitsakten und Krankenblätter sind getrennt 
von anderen Unterlagen zu führen und be-
sonders zu sichern. Im Übrigen gilt für die Art 
und den Umfang der Schutzvorkehrungen 
§ 11 Abs. 4 des Landesdatenschutzgesetzes.

  

§ 123 
Berichtigung, Löschung und 

Sperrung 

§ 123 
Berichtigung, Löschung und 

Sperrung 

(1) Die in Dateien bei der abgebenden Ein-
richtung gespeicherten personenbezogenen 
Daten sind spätestens fünf Jahre nach der 
Entlassung der Untergebrachten oder der 
Verlegung der Untergebrachten in eine ande-
re Einrichtung zu löschen. Hiervon können 
bis zum Ablauf der Aufbewahrungsfrist für die 
Untergebrachtenpersonalakte die Angaben 
über Familienname, Vorname, Geburtsname, 
Geburtstag, Geburtsort, Eintritts- und Aus-
trittsdatum der Untergebrachten ausgenom-
men werden, soweit dies für das Auffinden 
der Untergebrachtenpersonalakte erforderlich 
ist. 

  unverändert 

(2) Die mittels Videoüberwachung erhobenen 
und gespeicherten personenbezogenen Da-
ten sind vier Wochen nach ihrer Erhebung zu 
löschen, sofern nicht ihre Speicherung zu 
den in § 115 Abs. 2 Nr. 1, 2 oder 4 genann-
ten Zwecken weiterhin erforderlich ist. Sie 
sind unverzüglich zu löschen, soweit schutz-
würdige Interessen der Betroffenen einer 
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weiteren Speicherung entgegenstehen. 

(3) Personenbezogene Daten in Akten dürfen 
nach Ablauf von fünf Jahren seit der Entlas-
sung der Untergebrachten nur übermittelt 
oder genutzt werden, soweit dies 

  

1. zur Verfolgung von Straftaten,   

2. für die Durchführung wissenschaftlicher 
Forschungsvorhaben nach § 102 , 

  

3. zur Behebung einer bestehenden Be-
weisnot oder 

  

4. zur Feststellung, Durchsetzung oder Ab-
wehr von Rechtsansprüchen im Zusam-
menhang mit dem Vollzug einer Jugend- 
oder Freiheitsstrafe  

  

unerlässlich ist.   

Diese Verwendungsbeschränkungen enden, 
wenn die Untergebrachten erneut zum Voll-
zug einer Jugend- oder Freiheitsstrafe auf-
genommen werden oder die Betroffenen ein-
gewilligt haben. 

  

(4) Bei der Aufbewahrung von Akten mit nach 
Absatz 3 gesperrten Daten dürfen folgende 
Fristen nicht überschritten werden: 

  

1. Untergebrachtenpersonalakten, Gesund-
heitsakten und Krankenblätter 20 Jahre, 

  

2. Untergebrachtenbücher 30 Jahre.   

Dies gilt nicht, wenn aufgrund bestimmter 
Tatsachen anzunehmen ist, dass die Aufbe-
wahrung für die in Absatz 3 Satz 1 genann-
ten Zwecke weiterhin erforderlich ist. Die 
Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem auf das 
Jahr der aktenmäßigen Weglegung folgen-
den Kalenderjahr. Die Bestimmungen des 
Landesarchivgesetzes vom 11. August 1992, 
(GVOBl. Schl.-H. S. 444, ber. S. 498), zuletzt 
geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 
3. Januar 2005 (GVOBl. Schl.-H. S. 21), Zu-
ständigkeiten und Ressortbezeichnungen 
zuletzt ersetzt durch Verordnung vom 8. Sep-
tember 2010 (GVOBl. Schl.-H. S. 575), blei-
ben unberührt. 

  

(5) Wird festgestellt, dass unrichtige Daten 
übermittelt worden sind, ist dies den 
Empfängerinnen oder Empfängern mitzutei-
len, wenn dies zur Wahrung schutzwürdiger 
Interessen der Betroffenen erforderlich ist. 

  

(6) Im Übrigen gelten für die Berichtigung, 
Löschung und Sperrung personenbezogener 
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Daten § 28 des Landesdatenschutzgesetzes. 

§ 124 
Auskunft an die Betroffenen, 

Akteneinsicht 

§ 124 
Auskunft an die Betroffenen, 

Akteneinsicht 

(1) Den Betroffenen ist auf Antrag Auskunft 
zu erteilen über 

  unverändert 

1. die zu ihrer Person gespeicherten Daten, 
auch soweit sie sich auf die Herkunft die-
ser Daten bezieht, 

  

2. die Empfängerinnen oder Empfänger 
oder Kategorien von Empfängerinnen 
oder Empfängern, an die die Daten wei-
tergegeben werden, und 

  

3. den Zweck der Speicherung.   

In dem Antrag soll die Art der personenbezo-
genen Daten, über die Auskunft erteilt wer-
den soll, näher bezeichnet werden. Sind die 
personenbezogenen Daten weder automati-
siert noch in nicht automatisierten Dateien 
gespeichert, wird die Auskunft nur erteilt, 
soweit die Betroffenen Angaben machen, die 
das Auffinden der Daten ermöglichen, und 
der für die Erteilung der Auskunft erforderli-
che Aufwand nicht außer Verhältnis zu dem 
von den Betroffenen geltend gemachten In-
formationsinteresse steht. Die Einrichtung 
oder die Aufsichtsbehörde bestimmt das Ver-
fahren, insbesondere die Form der Aus-
kunftserteilung, nach pflichtgemäßem Er-
messen. 

  

(2) Absatz 1 gilt nicht für personenbezogene 
Daten, die nur deshalb gespeichert sind, weil 
sie aufgrund gesetzlicher, satzungsmäßiger 
oder vertraglicher Aufbewahrungsvorschriften 
nicht gelöscht werden dürfen, oder aus-
schließlich Zwecken der Datensicherung 
oder der Datenschutzkontrolle dienen und 
eine Auskunftserteilung einen unverhältnis-
mäßigen Aufwand erfordern würde. 

  

(3) Bezieht sich die Auskunftserteilung auf 
die Übermittlung personenbezogener Daten 
an Behörden der Staatsanwaltschaft, an Po-
lizeidienststellen, Verfassungsschutzbehör-
den, den Bundesnachrichtendienst, den Mili-
tärischen Abschirmdienst und, soweit die 
Sicherheit des Bundes berührt wird, andere 
Behörden des Bundesministeriums der Ver-
teidigung, ist sie nur mit Zustimmung dieser 
Stellen zulässig. 
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(4) Die Auskunftserteilung unterbleibt, soweit   

1. die Auskunft die ordnungsgemäße Erfül-
lung der in der Zuständigkeit der verant-
wortlichen Stelle liegenden Aufgaben ge-
fährden würde, 

  

2. die Auskunft die öffentliche Sicherheit 
oder Ordnung gefährden oder sonst dem 
Wohle des Bundes oder eines Landes 
Nachteile bereiten würde oder 

  

3. die Daten oder die Tatsache ihrer Spei-
cherung nach einer Rechtsvorschrift oder 
wegen der überwiegenden berechtigten 
Interessen Dritter geheim gehalten wer-
den müssen 

  

und deswegen das Interesse der Betroffenen 
an der Auskunftserteilung zurücktreten muss. 

  

(5) Die Ablehnung der Auskunftserteilung 
bedarf einer Begründung nicht, soweit durch 
die Mitteilung der tatsächlichen und rechtli-
chen Gründe, auf die die Entscheidung ge-
stützt wird, der mit der Auskunftsverweige-
rung verfolgte Zweck gefährdet würde. In 
diesen Fällen sind die Betroffenen darauf 
hinzuweisen, dass sie sich an die Landesbe-
auftragte oder den Landesbeauftragten für 
Datenschutz wenden können. 

  

(6) Wird den Betroffenen keine Auskunft er-
teilt, ist sie auf deren Verlangen der oder 
dem Landesbeauftragten für Datenschutz zu 
erteilen, soweit nicht die Aufsichtsbehörde im 
Einzelfall feststellt, dass dadurch die Sicher-
heit des Landes Schleswig-Holstein, eines 
anderen Landes oder des Bundes gefährdet 
würde. Die Mitteilung der oder des Landes-
beauftragten für Datenschutz an die Betrof-
fenen darf keine Rückschlüsse auf den Er-
kenntnisstand der speichernden Stelle zulas-
sen, sofern diese nicht einer weitergehenden 
Auskunft zustimmt. 

  

(7) Die Auskunft nach Absatz 1 ist unentgelt-
lich. 

  

(8) Auf Antrag erfolgt die Auskunft in Form 
der Akteneinsicht. 

  

§ 125 
Anwendung des Landesdaten-

schutzgesetzes 

§ 125 
Anwendung des Landesdaten-

schutzgesetzes 

Soweit in dem Gesetz keine besonderen 
Regelungen enthalten sind, gilt das Landes-

  unverändert 
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datenschutzgesetz Schleswig-Holstein. 

Abschnitt XXI 
Schlussbestimmung 

Abschnitt XXI 
Schlussbestimmung 

§ 126 
Einschränkung von Grund-

rechten 

unverändert 

Durch dieses Gesetz werden die Grundrech-
te aus Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 und 2 (körperli-
che Unversehrtheit und Freiheit der Person) 
und Artikel 10 Abs. 1 (Brief-, Post- und 
Fernmeldegeheimnis) des Grundgesetzes 
eingeschränkt. 

  

Artikel 2 
Gesetz über den Vollzug der 

Freiheitsstrafe bei Gefangenen 
mit angeordneter oder vorbe-
haltener Sicherungsverwah-
rung in Schleswig-Holstein 

(SVStVollzG SH) 

Artikel 2 
Gesetz über den Vollzug der 

Freiheitsstrafe bei Gefangenen 
mit angeordneter oder vorbe-
haltener Sicherungsverwah-
rung in Schleswig-Holstein 

(SVStVollzG SH) 

§ 1 
Anwendungsbereich 

§ 1 
Anwendungsbereich 

Dieses Gesetz gilt in Ergänzung zum Straf-
vollzugsgesetz für Gefangene im Vollzug der 
Freiheitsstrafe, bei denen das Gericht die 
Unterbringung in der Sicherungsverwahrung 
angeordnet oder vorbehalten hat. 

  unverändert 

§ 2 
Ziel des Strafvollzugs bei an-

geordneter oder vorbehaltener 
Sicherungsverwahrung 

§ 2 
Ziel des Strafvollzugs bei an-

geordneter oder vorbehaltener 
Sicherungsverwahrung 

Bei angeordneter oder vorbehaltener Siche-
rungsverwahrung dient der Vollzug der Frei-
heitsstrafe auch dem Ziel, die Gefährlichkeit 
der Gefangenen für die Allgemeinheit so zu 
mindern, dass die Vollstreckung der Unter-
bringung oder deren Anordnung möglichst 
entbehrlich wird. 

  unverändert 

§ 3 
Gestaltung des Strafvollzugs 
bei angeordneter oder vorbe-
haltener Sicherungsverwah-

rung 

§ 3 
Gestaltung des Strafvollzugs 
bei angeordneter oder vorbe-
haltener Sicherungsverwah-

rung 

(1) Der Vollzug ist therapiegerichtet auszu-
gestalten. Die Gefangenen sind individuell 

  unverändert 
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und intensiv zu betreuen. Fähigkeiten, die sie 
für ein selbstbestimmtes Leben in Freiheit 
und sozialer Verantwortung benötigen, sind 
zu erhalten und zu fördern. 

(2) Die Bereitschaft der Gefangenen, an der 
Erreichung der Vollzugsziele mitzuwirken, ist 
fortwährend zu wecken und zu fördern. Die 
Motivationsmaßnahmen sind zu dokumentie-
ren. 

  

§ 4 
Behandlungsuntersuchung 

§ 4 
Behandlungsuntersuchung 

(1) An das Aufnahmeverfahren schließt sich 
zur Vorbereitung der Vollzugsplanung unver-
züglich eine umfassende Behandlungsunter-
suchung an. 

  unverändert 

(2) Die Behandlungsuntersuchung muss wis-
senschaftlichen Erkenntnissen genügen und 
von Personen mit einschlägiger wissen-
schaftlicher Qualifikation durchgeführt wer-
den. 

  

(3) Die Behandlungsuntersuchung erstreckt 
sich auf die Persönlichkeit, die sozialen Be-
züge sowie alle sonstigen Gesichtspunkte, 
deren Kenntnis für eine Beurteilung der Ge-
fährlichkeit der Gefangenen, eine zielgerich-
tete und wirkungsorientierte Vollzugsgestal-
tung und die Eingliederung der Gefangenen 
nach der Entlassung notwendig erscheint. 
Erkenntnisse und Unterlagen aus vorange-
gangenen Freiheitsentziehungen werden 
herangezogen. 

  

(4) In der Behandlungsuntersuchung werden 
die im Einzelfall die Gefährlichkeit begrün-
denden Faktoren ermittelt. Gleichzeitig sollen 
die Fähigkeiten der Gefangenen ermittelt 
werden, deren Stärkung der Gefährlichkeit 
entgegenwirken kann. 

  

(5) Das Ergebnis der Behandlungsuntersu-
chung wird mit den Gefangenen erörtert. 

  

§ 5 
Vollzugsplan 

§ 5 
Vollzugsplan 

(1) Auf der Grundlage des Ergebnisses der 
Behandlungsuntersuchung wird ein Voll-
zugsplan erstellt. Er zeigt den Gefangenen 
bereits zu Beginn der Haft die zur Erreichung 
des Vollzugsziels erforderlichen Maßnahmen 
auf. Daneben enthält er weitere Angebote 
und Empfehlungen zur sinnvollen Gestaltung 
des Lebens im Vollzug. Den Fähigkeiten, 

  unverändert 
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Fertigkeiten und Neigungen der Gefangenen 
ist Rechnung zu tragen. 

(2) Der Vollzugsplan wird unverzüglich, re-
gelmäßig innerhalb der ersten acht Wochen 
nach der Aufnahme, erstellt. 

  

(3) Der Vollzugsplan sowie die darin vorge-
sehenen Maßnahmen werden regelmäßig 
alle sechs Monate überprüft und fortge-
schrieben. Die Entwicklung der Gefangenen 
und die in der Zwischenzeit gewonnenen 
Erkenntnisse sind zu berücksichtigen. Die 
durchgeführten Maßnahmen sind zu doku-
mentieren. 

  

(4) Der Vollzugsplan wird mit den Gefange-
nen erörtert. Dabei werden deren Anregun-
gen und Vorschläge einbezogen, soweit sie 
der Erreichung des Vollzugsziels dienen. 

  

(5) Zur Erstellung und Fortschreibung des 
Vollzugsplans führt die Anstaltsleiterin oder 
der Anstaltsleiter eine Konferenz mit den an 
der Vollzugsgestaltung maßgeblich Beteilig-
ten durch. Die im Vollzug einer vorangegan-
genen Freiheitsentziehung an der Vollzugs-
gestaltung maßgeblich Beteiligten können an 
der Konferenz beteiligt werden. Standen die 
Gefangenen vor dem Vollzug der Freiheits-
strafe unter Bewährung oder Führungsauf-
sicht, kann auch die oder der für sie bislang 
zuständige Bewährungshelferin oder Bewäh-
rungshelfer an der Konferenz beteiligt wer-
den. Den Gefangenen wird der Vollzugsplan 
in der Konferenz eröffnet und erläutert. Sie 
können auch darüber hinaus an der Konfe-
renz beteiligt werden. 

  

(6) An der Eingliederung mitwirkende Perso-
nen außerhalb des Vollzugs sind nach Mög-
lichkeit in die Planung einzubeziehen. Sie 
können mit Zustimmung der Gefangenen 
auch an der Konferenz beteiligt werden. 

  

(7) Rechtzeitig vor einer voraussichtlichen 
Entlassung soll die künftig zuständigen Be-
währungshelferin oder der zukünftig zustän-
dige Bewährungshelfer an der Konferenz 
teilnehmen. Ihr oder ihm ist der Vollzugsplan 
und seine Fortschreibungen zu übersenden. 

  

(8) Der Vollzugsplan und seine Fortschrei-
bungen werden den Gefangenen ausgehän-
digt. 
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§ 6 
Inhalt des Vollzugsplans 

§ 6 
Inhalt des Vollzugsplans 

(1) Der Vollzugsplan sowie seine Fortschrei-
bungen enthalten unter Berücksichtigung von 
§ 7 Abs. 2 Satz 2 insbesondere folgende 
Angaben: 

  unverändert 

1. Zusammenfassung der für die Vollzugs-
planung maßgeblichen Ergebnisse der 
Behandlungsuntersuchung, 

  

2. Maßnahmen zur Förderung der Mitwir-
kungsbereitschaft, 

  

3. Teilnahme an psychiatrischen, psycho-
therapeutischen oder sozialtherapeuti-
schen Maßnahmen, 

  

4. Teilnahme an anderen einzel- oder grup-
pentherapeutischen Maßnahmen, 

  

5. Unterbringung in einer Wohngruppe und 
Teilnahme am Wohngruppenvollzug, 

  

6. Teilnahme an Maßnahmen zur Behand-
lung von Suchtmittelabhängigkeit und 
-missbrauch, 

  

7. Teilnahme an Trainingsmaßnahmen zur 
Verbesserung der sozialen Kompetenz, 

  

8. Teilnahme an schulischen und berufli-
chen Qualifizierungsmaßnahmen ein-
schließlich Alphabetisierungs- und 
Deutschkursen, 

  

9. Teilnahme an arbeitstherapeutischen 
Maßnahmen oder am Arbeitstraining, 

  

10. Arbeit,   

11. freies Beschäftigungsverhältnis, Selbst-
beschäftigung, 

  

12. Teilnahme an Sportangeboten und Maß-
nahmen zur strukturierten Gestaltung der 
Freizeit, 

  

13. Lockerungen und Urlaub,   

14. Unterbringung im offenen Vollzug,   

15. Aufrechterhaltung, Förderung und Gestal-
tung von Außenkontakten, 

  

16. Schuldnerberatung, Schuldenregulierung 
und Erfüllung von Unterhaltspflichten, 

  

17. Maßnahmen zur Vorbereitung von Ent-
lassung, Eingliederung und Nachsorge 
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und 

18. Frist zur Fortschreibung des Vollzugs-
plans. 

  

(2) Maßnahmen nach Absatz 1 Nr. 3, 4, 6 bis 
9, die nach dem Ergebnis des Diagnosever-
fahrens als zur Erreichung des Vollzugsziels 
zwingend erforderlich erachtet werden, sind 
als solche zu kennzeichnen und gehen allen 
anderen Maßnahmen vor. Andere Maßnah-
men können versagt werden, soweit sie die 
Teilnahme an Maßnahmen nach Satz 1 be-
einträchtigen würden. Dies gilt nicht für Maß-
nahmen nach Nr.10 und 11. 

  

(3) Rechtzeitig vor dem voraussichtlichen 
Entlassungszeitpunkt hat die Planung zur 
Vorbereitung der Eingliederung zu beginnen. 
Anknüpfend an die bisherige Vollzugspla-
nung werden ab diesem Zeitpunkt die Maß-
nahmen nach Absatz 1 Nr. 18 konkretisiert 
oder ergänzt. Insbesondere ist Stellung zu 
nehmen zur 

  

1. Unterbringung im offenen Vollzug, Auf-
enthalt in einer Übergangseinrichtung, 

  

2. Unterkunft sowie Arbeit oder Ausbildung 
nach der Entlassung, 

  

3. Unterstützung bei notwendigen Behör-
dengängen und der Beschaffung der 
notwendigen persönlichen Dokumente, 

  

4. Beteiligung der Bewährungshilfe und der 
Forensischen Ambulanzen, 

  

5. Kontaktaufnahme zu Einrichtungen der 
Entlassenenhilfe, 

  

6. Fortsetzung von im Vollzug noch nicht 
abgeschlossenen Maßnahmen, 

  

7. Anregung von Auflagen und Weisungen 
für die Bewährungs- oder Führungsauf-
sicht, 

  

8. Vermittlung in nachsorgende Maßnah-
men, 

  

9. nachgehenden Betreuung durch Voll-
zugsbedienstete. 

  

§ 7 
Ausgestaltung des Vollzugs 

§ 7 
Ausgestaltung des Vollzugs 

(1) Der Vollzug ist auf der Grundlage des 
Lebens in einer Gemeinschaft therapeutisch 
auszugestalten. Er bedient sich sozial- und 

  unverändert 
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psychotherapeutischer, psychiatrischer, sozi-
alpädagogischer und arbeitstherapeutischer 
Methoden, die wissenschaftlichen Erkennt-
nissen entsprechen. 

(2) Den Gefangenen sind die zur Erreichung 
des Vollzugsziels im Einzelfall erforderlichen 
Behandlungsmaßnahmen anzubieten. Soweit 
standardisierte Angebote nicht ausreichen 
oder keinen Erfolg versprechen, sind indivi-
duell zugeschnittene Behandlungsangebote 
zu unterbreiten. 

  

(3) Bei der behandlerischen Ausgestaltung 
des Vollzugs wirken Bedienstete verschiede-
ner Fachrichtungen in enger Abstimmung 
zusammen. Soweit es erforderlich ist, sind 
externe Fachkräfte einzubeziehen. Den Ge-
fangenen sollen Bedienstete als feste An-
sprechpartner zur Verfügung stehen. 

  

§ 8 
Unterbringung 

§ 8 
Unterbringung 

Gefangene mit angeordneter oder vorbehal-
tener Sicherungsverwahrung können in einer 
baulich abgegrenzten Abteilung unterge-
bracht werden, zu der neben den Hafträumen 
weitere Zimmer und Einrichtungen zur ge-
meinsamen Nutzung gehören. Sie sollen von 
fest zugeordneten Bediensteten betreut wer-
den, die auf die unterschiedlichen Bedürfnis-
se der Gefangenen mit abgestimmten Voll-
zugsmaßnahmen eingehen können. 

  unverändert 

§ 9 
Verlegung in eine sozialthera-

peutische Einrichtung 

§ 9 
Verlegung in eine sozialthera-

peutische Einrichtung 

(1) Die Gefangenen sind bereits während des 
Vollzugs der Freiheitsstrafe in eine sozialthe-
rapeutische Abteilung oder Anstalt zu verle-
gen, wenn ihre Teilnahme an den dortigen 
Behandlungsprogrammen zur Verringerung 
der Gefährlichkeit für die Allgemeinheit ange-
zeigt ist. 

  unverändert 

(2) Die Verlegung soll zu einem Zeitpunkt 
erfolgen, der den Abschluss der Behandlung 
während des Vollzugs der Freiheitsstrafe 
erwarten lässt. 
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§ 10 
Urlaub zur Vorbereitung der 

Entlassung 

§ 10 
Urlaub zur Vorbereitung der 

Entlassung 

(1) Die Justizvollzugsanstalt kann den Ge-
fangenen nach Anhörung der Vollstre-
ckungsbehörde zur Vorbereitung der Entlas-
sung Sonderurlaub bis zu sechs Monaten 
gewähren. § 11 Abs. 2 und § 13 Abs. 5 des 
Strafvollzugsgesetzes vom 14. März 1976 
(BGBl. I S. 581), zuletzt geändert durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 29. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2274), gelten entsprechend. 

  unverändert 

(2) Den Beurlaubten sollen für den Urlaub 
Weisungen erteilt werden. Sie können insbe-
sondere angewiesen werden, sich einer von 
der Justizvollzugsanstalt bestimmten Betreu-
ungsperson zu unterstellen und jeweils für 
kurze Zeit in die Justizvollzugsanstalt zurück-
zukehren. 

  

(3) § 14 Abs. 2 des Strafvollzugsgesetzes gilt 
entsprechend. Der Urlaub wird widerrufen, 
wenn dies für die Behandlung der oder die 
Gefangenen notwendig ist. 

  

§ 11 
Nachgehende Betreuung 

§ 11 
Nachgehende Betreuung 

(1) Die Justizvollzugsanstalt kann Entlasse-
nen auf Antrag Hilfestellung gewähren, so-
weit diese nicht anderweitig zur Verfügung 
steht und der Erfolg der Behandlung gefähr-
det erscheint. 

 (1) unverändert 

(2) Mit Zustimmung der Anstaltsleiterin oder 
des Anstaltsleiters können Bedienstete an 
der nachgehenden Betreuung Entlassener 
mit deren Einverständnis mitwirken, wenn 
ansonsten die Eingliederung gefährdet wäre. 
Die nachgehende Betreuung kann auch au-
ßerhalb der Justizvollzugsanstalt erfolgen. In 
der Regel ist sie auf die ersten sechs Monate 
nach der Entlassung beschränkt. 

 (2) Mit Zustimmung der Anstaltsleiterin oder 
des Anstaltsleiters können Bedienstete an 
der nachgehenden Betreuung Entlassener 
mit deren Einverständnis mitwirken, wenn 
ansonsten die Eingliederung gefährdet wäre. 
Die nachgehende Betreuung kann auch au-
ßerhalb der Justizvollzugsanstalt erfolgen. 

§ 12 
Verbleib oder Aufnahme auf 

freiwilliger Grundlage 

§ 12 
Verbleib oder Aufnahme auf 

freiwilliger Grundlage 

(1) Frühere Gefangene können auf ihren 
Antrag vorübergehend in einer Einrichtung 
des Justizvollzugs verbleiben oder wieder-
aufgenommen werden, wenn die Eingliede-
rung gefährdet und ein Aufenthalt in der Ein-
richtung aus diesem Grunde gerechtfertigt 
ist. Der Verbleib und die Aufnahme sind je-

  unverändert 
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derzeit widerruflich. 

(2) Gegen verbliebene oder aufgenommene 
Personen dürfen Maßnahmen des Vollzugs 
nicht mit unmittelbarem Zwang durchgesetzt 
werden. 

  

(3) Auf ihren Antrag sind die verbliebenen 
oder aufgenommenen Personen unverzüg-
lich zu entlassen. 

  

§ 13 
Bedienstete 

§ 13 
Bedienstete 

Für die Betreuung von Gefangenen mit an-
geordneter oder vorbehaltener Sicherungs-
verwahrung ist besonders qualifiziertes Per-
sonal vorzusehen. Alle in der Justizvollzugs-
anstalt Tätigen arbeiten zusammen und wir-
ken daran mit, das Vollzugsziel zu erreichen. 

  unverändert 

Artikel 3 
Änderung des Jugendstraf-

vollzugsgesetzes 

Artikel 3 
Änderung des Jugendstraf-

vollzugsgesetzes 

Das Jugendstrafvollzugsgesetz vom 19. De-
zember 2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 563), zu-
letzt geändert durch § 99 des Gesetzes vom 
16. Dezember 2011 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 322), wird wie folgt geändert: 

  unverändert 

1. Im Inhaltsverzeichnis werden folgende 
Änderungen vorgenommen: 

  

a) Nach § 22 wird folgender Abschnitt III 
eingefügt: 

 

„Abschnitt III Vollzug der Jugendstrafe 
bei Gefangenen mit vorbehaltener Si-
cherungsverwahrung 
§ 22 a Ziel des Vollzuges der Jugend-
strafe bei vorbehaltener Sicherungs-
verwahrung 
§ 22 b Vollzugsgestaltung bei vorbe-
haltener Sicherungsverwahrung 
§ 22 c Diagnoseverfahren 
§ 22 d Vollzugsplan 
§ 22 e Ausgestaltung des Vollzuges“. 

 

b) Die bisherigen Abschnitte III bis XVII 
werden zu Abschnitten IV bis XVIII. 

 

2. Nach § 22 wird folgender neuer Abschnitt 
eingefügt: 
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„Abschnitt III 
Vollzug der Jugendstrafe bei 

Gefangenen mit vorbehaltener 
Sicherungsverwahrung 

 

§ 22 a 
Ziel des Vollzuges der Ju-

gendstrafe bei vorbehaltener 
Sicherungsverwahrung 

 

Bei vorbehaltener Sicherungsverwah-
rung (§§ 7 Abs. 2, 106 Abs. 3 und 4 
Jugendgerichtsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 11. De-
zember 1974 (BGBl. I S. 3427), zu-
letzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes zur bundesrechtlichen Umset-
zung des Abstandsgebotes im Recht 
der Sicherungsverwahrung) dient der 
Vollzug der Freiheitsstrafe auch dem 
Ziel, die Gefährlichkeit der Gefange-
nen für die Allgemeinheit so zu min-
dern, dass die Vollstreckung der Un-
terbringung oder deren Anordnung 
möglichst entbehrlich wird. 

 

§ 22 b 
Vollzugsgestaltung bei vorbe-
haltener Sicherungsverwah-

rung 

 

Der Vollzug therapiegerichtet auszu-
gestalten. Die Gefangenen sind indi-
viduell und intensiv zu betreuen. Fä-
higkeiten, die sie für ein selbstbe-
stimmtes Leben in Freiheit und sozia-
ler Verantwortung benötigen, sind zu 
erhalten und zu fördern. 

 

§ 22 c 
Diagnoseverfahren 

 

Das Diagnoseverfahren erstreckt sich 
gemäß § 10 auch auf alle Umstände, 
die für die Beurteilung der Gefährlich-
keit der Gefangenen maßgeblich sind. 
Zudem sind die individuellen Risiko-
faktoren sowie der Behandlungsbe-
darf, die Behandlungsfähigkeit und 
die Behandlungsmotivation festzustel-
len. Gleichzeitig sollen die Fähigkei-
ten der Gefangenen ermittelt werden, 
deren Stärkung der Gefährlichkeit der 
Gefangenen entgegenwirkt. Erkennt-
nisse aus vorangegangenen Frei-
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heitsentziehungen sind einzubezie-
hen. Das Diagnoseverfahren muss 
wissenschaftlichen Erkenntnissen ge-
nügen und von Personen mit ein-
schlägiger wissenschaftlicher Qualifi-
kation durchgeführt werden. 

§ 22 d 
Vollzugsplan 

 

Behandlungs- oder Qualifizierungs-
maßnahmen, die nach dem Ergebnis 
des Diagnoseverfahrens als zur Errei-
chung des Vollzugsziels zwingend er-
forderlich erachtet werden, sind als 
solche zu kennzeichnen und gehen 
anderen Maßnahmen vor. Andere 
Maßnahmen können versagt werden, 
soweit sie die Teilnahme an Maß-
nahmen nach Satz 1 beeinträchtigen 
würden. Dies gilt nicht für die Aus-
übung von Arbeit, einem freien Be-
schäftigungsverhältnis oder Selbstbe-
schäftigung. 

 

§ 22 e 
Ausgestaltung des Vollzuges 

 

(1) Den Gefangenen sind die zur Er-
reichung des Vollzugsziels im Einzel-
fall erforderlichen Behandlungsmaß-
nahmen anzubieten. Soweit standar-
disierte Angebote nicht ausreichen 
oder keinen Erfolg versprechen, sind 
individuell zugeschnittene Behand-
lungsangebote zu unterbreiten. 

 

(2) Maßnahmen zur Erreichung des 
Vollzugsziels, an denen der Gefange-
ne teilgenommen hat oder bei denen 
er zur Teilnahme verpflichtet worden 
ist, sind zu dokumentieren. 

 

(3) Den Gefangenen sollen Bediens-
tete als feste Ansprechpartner zur 
Verfügung stehen.“ 

 

3. Die bisherigen Abschnitte II bis XVII wer-
den zu Abschnitten III bis XVIII. 

  

Artikel 4 
Inkrafttreten 

Artikel 4 
Inkrafttreten 

Artikel 1 tritt am 1. Juni 2013 in Kraft; Arti-
kel 2 und 3 treten am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft. 

  unverändert 
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